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D Die Daten, die Klimawissenschafter*innen seit Jahren und Jahr-
zehnten über die Dynamiken erheben, die auf diesem Planeten durch 
Treibhausgase losgetreten werden, sind erdrückend. Es muss verstö-
rend sein, der Politik zuzusehen, wie sie ungeachtet dessen einfach 
weitermacht. Trotz Weltklimakonferenzen, trotz Selbstverpflichtun-
gen ist man weit von einer Trendumkehr entfernt. In Österreich wur-
den, entgegen der Lippenbekenntnisse verschiedener Regierungen, 
die CO2-Emissionen nicht gesenkt. Sie steigen jedes Jahr weiter an. 
Dass ein Forscher wie Reinhard Steurer, Professor für Klimapolitik, 
von „Schein-Klimaschutzpolitik“ spricht, ist deshalb verständlich. 
Auch, dass er Hoffnungen in Aktionsformen wie die der Letzten Ge-
neration setzt, um die Politik doch noch zum Handeln zu bewegen. 
Denn sobald Kipppunkte erreicht werden, würde selbst ein soforti-
ger, weltweiter CO2-Stopp nichts mehr nützen. Dann verstärkt sich 
die Klimaerhitzung von allein. Während Rechtspopulisten über die 
„Enteignung“ von Autofahrer*innen zetern, steigt das Risiko mit je-
dem zehntel Grad. Jene, die aus dieser Krise heute politisches Klein-
geld schlagen, werden sich allerdings morgen nicht mehr dafür ver-
antworten müssen. Das ist übrigens die letzte Ausgabe von MO, die 
ich betreue. Ich bedanke mich für Ihr Interesse über all die Jahre, für 
die vielen positiven Rückmeldungen und Ihre Unterstützung durch 
die zahlreichen Abos und Soli-Abos. Ich wünsche Ihnen auch wei-
terhin eine spannende Lektüre. 

Gunnar Landsgesell, Chefredakteur

Liebe Leserin
Lieber Leser

MO EDITORIAL

Screenshot: Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC). 

Die Uhr tickt. Die CO2-Uhr zeigt, wieviel Kohlendioxid  noch in die Atmosphäre abgegeben 

werden darf, um die globale Erwärmung auf 1,5 Grad zu beschränken.
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Mitte Februar 2022 wurde der 13-jäh-
rige Huseyn mit seiner Familie nach 
Aserbaidschan abgeschoben. Er gilt 
als großes Tischtennis-Talent, Sie ha-
ben ihn über Jahre betreut. Wie ist es 
gelungen, ihn zurückzuholen?
Die Umstände der Abschiebung der 
Familie waren ein Schock für uns alle. 
Wir haben sofort eine Petition auf-
gesetzt, die 14.500 Menschen unter-
schrieben haben. Dann haben wir einen 
Hilfsfonds gegründet, für den ein paar 
Tausend Euro zusammenkamen, um 
einen Anwalt und anfallende Kosten 
zu bezahlen. Ich selbst bin zwar Jurist, 
aber auf diesem Gebiet nicht erfahren. 
Durch den Magistrat der Stadt Salzburg 
konnten wir in Erfahrung bringen, dass 
über ein Schülervisum eine Rückkehr 
möglich sein könnte, falls die formalen 
Voraussetzungen erfüllt sind. Das war 
gar nicht so leicht, ich musste eine Haf-
tungserklärung unterschreiben und es 
gab noch einige andere Hürden mehr. 
Währenddessen haben wir oft mit  
Huseyns Mutter telefoniert. Als ich 
gelesen habe, dass der Rechtsanwalt  
Wilfried Embacher es geschafft hat, die 
ebenfalls abgeschobene Schülerin Tina 
zurückzuholen, habe ich ihn kontak-

tiert.
War Ihnen bereits klar, dass es nur  
gelingen könne, den 14-jährigen  
Huseyn allein nach Österreich zu-
rückzuholen?
Ja, denn für die Eltern lag nach der Ab-
schiebung ein zwei- oder dreijähriges 
Einreiseverbot vor. Aus den Stellung-
nahmen von Frau Griss, die die Kindes-
wohlkommission geleitet hatte, wusste 
ich, dass es Teil der Kinderrechte ist, 
dass man nicht Hals über Kopf aus sei-
nem Umfeld herausgerissen werden 
kann. Darauf hat auch Embacher nach 
juristischen Zwischenschritten mit sei-
ner Beschwerde beim Verfassungsge-
richtshof aufgebaut. 

Wie haben Sie von der Abschiebung 
erfahren?
Ich habe am 12. Februar einen Anruf 
von Huseyns Vater bekommen: Sechs 
Polizisten seien vor der Tür, die sagen, 
sie müssten weg. Ich bin sofort hinge-
fahren, dort haben mir Beamte gesagt, 
sie haben den Auftrag, die Familie ab-
zuholen und zu einer Niederlassung 
des Bundesamts für Asyl an der Gren-
ze bringen. Ich konnte nicht viel tun, 
weil ich kein Rechtsanwalt, sondern 

nur ein Freund bin. Ich habe nachge-
fragt, wie das möglich sei, dass die Fa-
milie ausreisen müsse, wenn sie noch 
nicht einmal einen Bescheid erhalten 
habe. Dann hat mir ein Polizist einen 
Bescheid vorgelegt und sinngemäß ge-
meint, ich könne ihn der Familie ja 
vorlesen. Ich wollte wissen, ob es we-
nigstens einen Raum gibt, wo ich das 
tun kann. Nein, also musste ich das am 
Parkplatz machen. Das war schon eine 
schwierige Situation, im Freien stehend, 
umringt von sechs Polizisten. Aber zu-
mindest für Huseyn ist es doch noch 
glimpflich ausgegangen.

Wie geht es Huseyn heute?
Es geht ihm gut, er ist zurück in sei-
nem vertrauten Umfeld. Er ist wieder 
in der Schule, spielt extrem viel Tisch-
tennis und baut seine Freundschaften 
wieder auf. Und er fühlt sich wohl bei 
der Familie, bei der er jetzt wohnt. Er 
will später eine Polytechnische oder die 
Handelsschule machen. Aber das war 
schon ein hartes Jahr für die Mutter 
und die Familie, und auch für uns, die 
wir uns alle um ihn bemüht haben, mit 
den ganzen Rückschlägen, die man da-
bei erleben muss.

NACHGEFRAGT

„1:0 für den 
Humanismus“
Walter Windischbauer, Obmann Stellvertreter des  

Tischtennisclubs UTTC Salzburg, erzählt, wie es gelang, 

Huseyn Salimov, eines seiner größten Talente, nach einer 

Abschiebung wieder nach Österreich zu holen. 

INTERVIEW: GUNNAR LANDSGESELL
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B ei den staatlichen Hilfen für Be-
triebe wurde von der Bundesre-
gierung nicht gekleckert, son-

dern geklotzt. Zig Milliarden Euro 
wurden in den vergangenen Krisen-
jahren nach dem Motto „Koste es, was 
es wolle“ ausgeschüttet, auch an Unter-
nehmen, die in dieser Zeit Gewinne ge-
macht haben. Der Rechnungshof übte 
scharfe Kritik und ortete ein „beträcht-
liches Überförderungspotenzial“. 
Viel zurückhaltender handelt die Bun-
desregierung bei der Unterstützung ar-
mutsgefährdeter Menschen, die von der 
Teuerungsdynamik besonders betrof-
fen sind. Damit riskiert die Politik, dass 
einem Teil der Bevölkerung der Boden 
unter den Füßen weggezogen wird. 
Laut Statistik Austria sind derzeit mehr 
als 200.000 Menschen in Österreich be-
sonders stark von Armut betroffen. Das 
ist ein Anstieg um 40.000 Personen in 
nur einem Jahr. Eine Studie der Caritas 
und von SORA zeigt, was sich im All-
tag für immer mehr dieser Armutsbe-
troffenen finanziell nicht mehr ausgeht: 
warmes Wohnen, vollwertige Mahlzei-
ten, intakte Kleidung und der Zugang 
zu einem Minimum an Mobilität. Dar-
über hinaus drohen Verschuldung, Ab-
hängigkeit und permanente Angst. 

Die Bundesregierung wollte lange Zeit 
keine Armutskrise erkennen. Sozial-
minister Johannes Rauch sprach von 
nur einem „geringen Anstieg der Ar-
mut in Österreich“, wiewohl er zuge-
stand, dass „strukturelle Maßnahmen“ 
notwendig seien, „um insbesondere Ar-
beitslose und Alleinerziehende vor Ar-
mut zu schützen“. Gänzlich abwehrend 
trat Verfassungsministerin Karoline  
Edtstadler auf. Auf Twitter hielt sie ein 
flammendes Plädoyer gegen „mehr 
Staat“ zur Sicherung von „sozialer Ge-
rechtigkeit“. Sie sprach von Menschen, 
„für die es sich mehr auszahlt, arbeits-
los zu sein und ein bisschen etwas da-
zuzuverdienen, als normal arbeiten zu 
gehen“ und sie bezeichnete die „Armut 
von Kindern in Österreich“ als etwas le-
diglich „Angebliches“. Einen „Vollkas-
ko-Staat“, bei dem insbesondere Reiche 
zahlen, hält sie für „nicht gerecht“. 
Eine Prioritätensetzung, die Krisenzei-
ten nur ernst nimmt, wenn es Unter-
nehmen betrifft, aber nicht, wenn es 
um armutsgefährdete Menschen geht, 
ist verstörend und gefährlich. Fast schon 
verzweifelt versuchen Expert*innen die 
Regierung zum raschen Handeln zu be-
wegen. Christoph Badelt, Chef des Fis-
kalrats, forderte, das Arbeitslosengeld 

und die Notstandshilfe zumindest tem-
porär zu erhöhen, um Betroffene durch 
die Teuerung nicht in existenzielle Nöte 
zu stürzen. WIFO-Chef Gabriel Felber-
mayr plädiert für eine temporär gestaf-
felte Mietpreisbremse. Und der Sozi-
alexperte Martin Schenk fordert eine 
Abkehr von der unter Türkis-Blau nach 
oben hin gedeckelten Sozialhilfe, zurück 
zur abgeschafften Mindestsicherung, 
die zusätzliche Hilfen in akuten Krisen- 
situationen ermöglicht hat. 
Nach langem Zögern hat die Regie-
rung nun ein Paket geschnürt, das die 
Armutsbetroffenheit von Kindern ab-
fangen soll. Bis Ende 2024 wird an 
Bezieher*innen von Arbeitslosengeld, 
Notstandshilfe, Sozialhilfe sowie an ge-
ringverdienende Alleinerziehende ein 
zusätzlicher Betrag von 60 Euro pro 
Monat ausbezahlt.  
Der österreichische Sozialstaat gehört 
noch immer zu den besten der Welt. 
Das ist ein Hauptgrund, warum Öster-
reich eines der lebenswertesten und si-
chersten Länder ist. Die Bundesregie-
rung setzt das mit ihrem zögerlichen 
Handeln und der bei manchen durch-
klingenden abschätzigen Betrachtung 
von Armutsbetroffenen fahrlässig aufs 
Spiel.

Illustration: Petja Dimitrova

HANDLUNGSBEDARF

Gefährliche Risse im 
sozialen Netz
Bei der Absicherung von Unternehmen galt für die  

Bundesregierung das Motto „Koste es, was es wolle“.  

Bei armutsgefährdeten Menschen wird hingegen nur  

zögerlich und lückenhaft gehandelt. 

TEXT: ALEXANDER POLLAK

HANDLUNGSBEDARF
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SOSMITMENSCH
TEXT: ALEXANDER POLLAK, MAIKO SAKURAI

In einer bewegenden Zeremonie im 
vollen Wappensaal des Wiener Rat-

hauses ging der diesjährige Ute-Bock-
Preis für Zivilcourage von SOS Mit-
mensch an die Initiativen „IG24“ und 
„Queer Base“. 
Die junge Initiative „IG24“ wurde im 
Namen der 24-Stunden-Betreuer*innen 
ausgezeichnet, die couragiert und un-
ter schwierigsten Bedingungen arbei- 
ten. Die Initiative wurde von Arbeitsmi- 
grant*innen gegründet, als sich im Zuge 
der Corona-Krise die prekäre Arbeits- 
situation durch geschlossene Gren-
zen, Testpflichten und Quarantäne-
maßnahmen noch weiter verschlech-
terte und niemand die Interessen der 

D erzeit vergeht kaum eine Wo-
che, in der nicht Dämme in 

Richtung Rechtsextremismus, Rassis-
mus und Spaltung brechen. Teile der 
österreichischen Politik kennen keine 
roten Linien mehr. Umso wichtiger ist 
es, dass es laustarken zivilgesellschaftli-
chen Protest gibt.
Deshalb haben auf Initiative von SOS 
Mitmensch rund 500 Menschen vor der 
konstituierenden Sitzung des niederös-
terreichischen Landtags gegen den Pakt 
zwischen ÖVP und FPÖ demonstriert. 
Unter dem Motto „Keine Koalition mit 
Rassisten!“ wurde gegen die Vergabe 

ZIVILCOURAGE

Ute-Bock-Preis von 
SOS Mitmensch für 
IG24 und Queer Base

RECHTSEXTREMISMUS

Protest gegen Koalition mit Rassisten

von Machtpositionen an Personen mit 
Rechtsextremismusnähe protestiert. Die 
schwarz-blaue Koalition in Niederöster-
reich ist zwar nicht die erste im Land, 
aber in punkto Rechtsextremismus wohl 
die radikalste. Darüber hinaus wurde 

Wappensaal im Wiener Rathaus: Die Initiativen „Queer Base“ und „IG24“ erhielten für ihr 

Engagement den diesjährigen Ute-Bock-Preis für Zivilcourage.

Lautstarker Protest gegen den Schwarz-Blauen 

Pakt in Niederösterreich

Betreuer*innen vertrat. „IG24“ bietet 
Beratung an und fordert vehement bes-
seren arbeitsrechtlichen Schutz und fai-
re Bezahlung ein.
Ebenfalls ausgezeichnet wurde die 
„Queer Base“ für ihren unermüdlichen 
Einsatz für die Rechte von geflüchteten 
Lesben, Schwulen, Bisexuellen sowie 
Trans- und Interpersonen. Die in Wien 
ansässige Organisation leistet seit dem 
Jahr 2015 Beratungsarbeit, unterstützt 

der Pakt in einer Zeit geschlossen, in 
der es auch von Seiten der ÖVP mehr-
fach Grenzüberschreitungen in Rich-
tung Spaltung gibt, wie etwa durch ein 
rassistisches Video der Wiener ÖVP, das 
Stimmung gegen syrische und afghani-
sche Marktstandbetreiber machte. 
Auch der erste schwarz-blaue Pakt in 
Salzburg ist ein Dammbruch. Für SOS 
Mitmensch ist klar: Es darf kein Schwei-
gen geben, wenn Rechtsextremisten und 
Rassisten in Machtpositionen befördert 
werden. Alle demokratischen Kräfte 
sind zu einer klaren Haltung aufgeru-
fen! Fo
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Betroffene im Asylverfahren und bei 
Behördengängen, organisiert Freizeit-
aktivitäten, organisiert queere Wohnge-
meinschaften und kämpft für rechtliche 
und behördliche Verbesserungen. 
Die Preisreden hielten Mavie Hörbiger 
und Doris Schmidauer. Conchita Wurst 
und Max Koch überreichten die mit ins-
gesamt 5.000 Euro dotierten Preise. Mo-
deriert wurde die Veranstaltung von 
Zeynep Buyraç.
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Bitte ganz dick im Kalender anstrei-
chen: Von 20. bis 29. Juni 2023 fin-

det die 23. Benefiz-Kunstauktion zu-
gunsten von SOS Mitmensch statt, bei 
der es wieder heißt: „Zum Ersten, zum 
Zweiten, zum Dritten – geholfen!“
Unter diesem Motto können mehr als 
115 Arbeiten erstklassiger Künstler*in-
nen, unter ihnen Erwin Bohatsch,  
Günter  Brus,  Gunter  Damisch,  
Veronika Dirnhofer, Christian Eisen-
berger, Peter Kogler, Katrin Plavčak, 
Arnulf Rainer und viele weitere, für 
den guten Zweck ersteigert werden. Wir 
danken allen Künstler*innen und priva-
ten Sammler*innen, die uns Werke zur 
Verfügung gestellt haben, von Herzen!
Das Dorotheum startet die Online-
Auktion am 20. Juni um 10 Uhr unter 
www.dorotheum.com/sos2023. 

SOS Mitmensch hat nach einem 
Fernsehauftritt des damaligen Lan-

desrats und heutigen niederösterreichi-
schen Landtagspräsidenten Gottfried 
Waldhäusl Anzeige wegen des dringen-
den Verdachts der Verhetzung erstattet. 
Anlass der Anzeige sind Äußerungen 
Waldhäusls in der oe24 TV-Sendung 
„Fellner! live“. Waldhäusl sagte unter 
anderem: „... und das werden dann kei-
ne Afghanen sein. Messerstecher wer-
den wir nicht brauchen in Wien, haben 
wir eh schon genug, oder?“ Für SOS 
Mitmensch besteht der dringende Ver-
dacht, dass diese Aussage den Verhet-

KUNST FÜR MENSCHENRECHTE

Online-Benefizauktion 
zeitgenössischer 
Kunst von 20. bis 29. 
Juni 2023

VERHETZUNGSVERDACHT

Anzeige gegen Landtagspräsident Waldhäusl

zungstatbestand laut § 283 StGB erfüllt. 
Die pauschale Bezeichnung von Afgha-
nen als „Messerstecher“ stellt für SOS 
Mitmensch eine Aufstachelung zu Hass 
dar und ist darüber hinaus auch als kol-
lektive Beschimpfung zu qualifizieren, 
die geeignet ist, sämtliche Afghanen in 
der Öffentlichkeit verächtlich zu ma-
chen und herabzusetzen.
Die Staatsanwaltschaft Wien wollte 
aufgrund der Anzeige ein Ermittlungs-
verfahren starten und begehrte vom 
Landtag die Aufhebung der Immuni-
tät Waldhäusls. Der Landtag muss ent-
scheiden. ÖVP und FPÖ lehnten das ab.

Bundeskanzler 
schürt Sozialneid 
gegen Geflüchtete
Auf Social Media bezeichnet Kanzler Ne-
hammer jegliche „soziale Zuwendun-
gen“ für Asylsuchende als „ungerecht“ 
und er fordert die Halbierung der Sozi-
alleistungen für anerkannte Geflüchtete 
in den ersten fünf Jahren. Darüber hin-
aus nennt er es „völlig gestört“, dass EU-
Bürger*innen ohne Fluchtstatus erst spä-
ter Zugang zu Sozialhilfe haben.

Teuerung 
verschärft
Existenznöte
Hilfsorganisationen schlagen Alarm: 
Durch die massive Teuerung und die feh-
lende Anpassung von Sozialhilfe und Ar-
beitslosengeld geraten immer mehr Men-
schen in Existenznöte. Die bisherigen 
Maßnahmen der Regierung sind nicht 
zielgerichtet genug, auch weil es sich 
vorwiegend um Einmalzahlungen anstatt 
nachhaltige Anpassungen handelt. 

Pass Egal Wahl
an Schulen in 
Kärnten und Salzburg
Erstmals hielten Schulen und Jugendzen-
tren in Kärnten und Salzburg gemeinsam 
mit SOS Mitmensch Pass Egal Wahlen 
vor Ort ab. Bei den teilnehmenden Schu-
len gab es regen Zuspruch. „Die Nicht-
Staatsbürger*innen fühlten sich endlich 
gesehen!“, berichtet eine von der Wahl 
begeisterte Lehrkraft. Weitere Infos auf 
www.sosmitmensch.at.

Christian Eisenberger, Baum, 2022

© Caio Kauffmann/Andrea Siegl

Pass Egal Wahl an Schulen in Kärnten 

und Salzburg

Die Versteigerung der Kunstwerke läuft 
bis 29. Juni um 17 Uhr. 
Wir freuen uns, wenn Sie die Möglich-
keit nutzen, die Werke vorab auch live 
zu besichtigen. Dies ist am Dienstag, 
den 27. Juni, von 9 bis 20 Uhr und am 
Mittwoch, den 28. Juni, von 9 bis 19 in 
der Aula der Wissenschaften, Wollzeile 
27a, 1010 Wien möglich.  
Der anschließende Nachverkauf läuft 
bis 27. Juli. Es besteht der Vorteil der 
steuerlichen Absetzbarkeit. Bitte fragen 
Sie dazu Ihre*n Steuerberater*in oder 
Ihr Finanzamt. Alle Details und Werke 
finden Sie auf unserer Webseite:
www.sosmitmensch.at.
Wir freuen uns auf Ihre Gebote!
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Johanna (li.); Leonie: „Es gibt eine Menge von Gruppen und rechter Parteien, die Profit aus der Situation schlagen.“ 
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Leonie und Johanna sind zwei junge Aktivistinnen der Letzten 
Generation in Salzburg, die besorgt darüber sind, dass die Dring-

lichkeit der Klimakrise noch nicht überall angekommen ist. Im 
Gespräch erzählen sie über ihr Umfeld, die Rolle der Medien und 
dass das, was jetzt unbequem ist, lange nicht so schlimm ist wie 

das, was auf uns zukommt, wenn die Politik nicht handelt.   
Interview und Fotos: Sophia Reiterer

„ICH FINDE ES 
PEINLICH, WIE DIE 

POLITIK REAGIERT.“

Ihr habt die Frage wahrscheinlich 
schon oft gehört. Trotzdem bin ich 
neugierig auf eure Antwort. Inwie-
fern glaubt ihr, dass ihr die letzte Ge-
neration seid?
Leonie: Der Name wird oft falsch ver-
standen. Wir sind nicht die letzte Gene-
ration, die es auf der Erde gibt, sondern 
die letzte, die für die nächsten Gene-
rationen sorgen kann. Zurzeit steuern 
wir einer Zukunft entgegen, in der un-
sere Kinder und Enkel in einer von Hit-
ze, Dürre und Migrationsbewegungen 
erschütterten Welt leben. Die nachfol-
genden Generationen werden kein so 
gemütliches Leben wie wir haben. Nie-
mand möchte für seine Kinder oder En-
kel eine nichtlebenswerte Welt, da sind 
sich viele einig. Dass aber Feuer unter 
dem Dach ist, ist bei vielen noch nicht 
angekommen.

Hitzewellen, Dürren, Migrationsbe-
wegungen – ihr habt es bereits ange-
sprochen. Von welchem Zukunfts-Sze-
nario geht ihr aus? Wie glaubt ihr wird 
Salzburg in 20 oder 30 Jahren ausse-
hen?
Johanna: Die Wissenschaft einschließ-
lich der Behörden sagt, dass das 1,5- 
Grad-Ziel nicht mal ansatzweise er-
reicht wird. Das bedeutet, wir bewegen 
uns auf eine globale 3-Grad-Erwärmung 
zu. 3 Grad Celsius global bedeuten 6 
bis 8 Grad Erwärmung auf dem Fest-
land. Es wird arge Hitzewellen in Salz-
burg geben, so wie es sie zum Beispiel 
schon in Athen gibt. Städte wie Salzburg 
oder auch Wien sind aber nicht für sol-
che Hitzewellen gebaut. Und das sage 
ich vor dem Hintergrund, dass wir in 
den Städten noch sehr privilegiert sind. 
Es ist aber falsch, hier eurozentrisch zu 

denken. Millionen Menschen sterben 
weltweit jetzt schon, zum Beispiel wegen 
Ernteausfällen als Folge der Klimakrise.  

Wie reagiert euer direktes Umfeld auf 
eure Aktionen? Sagen da Leute zum 
Beispiel, dass das zu gefährlich ist, sich 
auf die Straße zu kleben? Haben sie 
Angst, dass ihr in Polizeigewahrsam 
genommen werdet? Wie geht ihr da-
mit um?
Leonie: Ich habe viel Glück, dass die 
meisten Menschen in meinem Umfeld 
meinen Aktivismus bei der Letzten Ge-
neration als sehr positiv wahrnehmen. 
Auch wenn sie die Protestform nicht 
hundertprozentig unterschreiben, se-
hen und verstehen sie trotzdem, war-
um ich mich engagiere und auf das Pro-
blem aufmerksam mache. 
Johanna: Mein Umfeld ist da geteilt, in 
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beide Extreme. Meine Freund*innen 
und Kolleg*innen, die eh schon 
Aktivist*innen sind, finden das total 
mutig, was ich mache. Meine Familie ist 
aber sehr stark dagegen, die haben Angst 
um mich. Die finden das extrem, was 
ich mache, auch wenn sie teilweise den 
Grund verstehen. Ich versuche dann, mit 
Verständnis zu reagieren und mit ihnen 
zu reden. Ich versuche ihnen zu erklären, 
dass die Politik nicht richtig mit der Be-
völkerung kommuniziert und nicht klar 
macht, dass wir in einer Notfallsituati-
on sind. Ich habe mich schon angeklebt 
und ich war auch schon mit der Poli-
zei und dem Strafamt in Kontakt. Mir 
war klar, dass ich mit juristischen Kon-
sequenzen rechnen muss und dass Straf-
geld droht. Aktuell sind es rund 1.000 
Euro, die auf mich zukommen, wobei 
das wahrscheinlich noch mehr wird. 
Aber mit meiner Familie kann ich dar-
über gar nicht reden. Mein Arbeitsum-
feld ist auch ganz schwierig, da gibt es 
auch wenig Verständnis. Aber ich mache 
die Aktionen eh nicht, um Sympathie zu 
bekommen, sondern um unsere Zukunft 
zu retten. Das, was jetzt unbe-
quem ist, ist nicht so schlimm 
wie das, was auf uns zukommen 
wird, wenn die Politik nicht han-
delt. Das ist der Fokus, den ich 
habe, um damit umzugehen. 

Euer Aktivismus ist mit Risi-
ken verbunden: Ihr stoßt auf 
Unverständnis in der Familie 
und im Umfeld, euch drohen 
noch höhere Strafgelder und 
auch harte Auseinandersetzun-
gen mit Passant*innen oder 
auch der Polizei sind nicht aus-

geschlossen. Woher nehmt ihr euren 
Mut, euch trotz allem zu engagieren?
Leonie: Ich glaube, dass tatsächlich alle 
Aktionen Ausdruck einer unglaubli-
chen Verzweiflung sind. Das Gefühl, 
man weiß nicht mehr, was man über-
haupt noch machen kann. Ich gehe seit 
Jahren auf jede Klima-Demo, ich ernäh-
re mich vegan, ich versuche beim Ein-
kauf und bei meinem Konsumverhalten 
auf alles zu achten. Das ist gut, aber das 
wird uns nicht retten. Die Politik macht 
einfach nichts und setzt nicht mal die 
einfachsten Forderungen um. 
Johanna: Es gibt Menschen, die nicht 
in Demokratien leben, wo es unmög-
lich ist, sich für Klimagerechtigkeit ein-
zusetzen, oder auch Menschen, die es 
noch schlimmer trifft. Ich lebe in Ös-
terreich und kann zivilen Widerstand 
leisten, ohne mit der Todesstrafe oder 
erheblicher Polizeigewalt rechnen zu 
müssen, wie das in anderen Ländern 
der Fall ist. Ich sehe es deshalb als mei-
ne Pflicht, dieses Privileg zu nutzen, um 
für eine sichere Zukunft für Menschen 
und Tiere zu kämpfen.

Warum wird so hart auf Aktio- 
nen der Letzten Generation reagiert 
oder werden solche Forderungen laut? 
In Bayern wurde bereits eine 30-tägi-
ge Präventivhaft für einen Aktivisten 
verhängt, dabei hatte man Präventiv-
haft in Deutschland eigentlich zur Ver-
hinderung von Terrorismus gesetzlich 
beschlossen, und nicht für zivilen Wi-
derstand. Ungeachtet dessen bezeich-
nen bestimmte Medien euren Einsatz 
sogar als Terrorismus.
Johanna: Man muss ganz stark diffe-
renzieren zwischen dem, was Platt-
formen als Schlagzeile verwenden, 
und dem, was die Leute denken. Vie-
le Passant*innen klatschen für uns oder 
bleiben bei unseren Aktionen stehen. 
Einmal hat sich eine Passantin sogar zu 
uns dazugesetzt. 
Leonie: Vielleicht kann man das auch 
noch mal genauer einordnen: In Öster- 
reich haben wir das Glück, dass das 
Ankleben nur zu einer Verwaltungsstra-
fe führt. In Deutschland ist das in man-
chen Bundesländern anders. 

Geht ihr davon aus, dass das in 
nächster Zeit verschärft wird?
Johanna: Sollte eine schwarz-
blaue Regierung kommen, dann 
kann das sein. Da kann es sogar 
sehr gut sein, dass die Gesetze 
kommen, die diese Form des Ak-
tivismus stärker kriminalisieren. 
Das bestätigt mich aber nur. Je 
mehr Menschen sich hinter die 
Letzte Generation stellen, des-
to weniger haben diese Parteien 
eine Chance.
Leonie: Auch die politisch ange-
drohte Abschiebung von Anja 
Windl ist so ein Abschreckungs-
manöver. Davon wird es definitiv 
mehr geben, weil es ungemütlich 
ist, was wir machen. Das wird 
man aber sehen.

Anja Windl ist eine Klimaak-
tivistin aus Bayern, die in Kla-
genfurt studiert und sich bei 
der Letzten Genration enga-

Folgen der Erderhitzung:

Markus Wadsak, Meteorologe und 

Buchautor („Fakten gegen Fake & 

Fiction“) twittert über die globalen 

Szenarien, die uns erwarten könnten. 

Schon jetzt hat sich die Temperatur 

weltweit um 1,2 Grad erhöht, in 

Österreich sogar um zwei Grad. Aber, 

so Wadsak: Noch haben wir es in

der Hand, wohin wir steuern. D
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giert. Ihr wurde die Ausweisung aus 
Österreich angedroht. Wie geht es 
euch, wenn ihr so etwas hört?
Johanna: Da finde ich ganz klare Wor-
te und bin gerne direkt. Ich finde das 
peinlich und erbärmlich, wie die Poli-
tik reagiert. Die setzen lieber politische 
Repressionen ein, statt die einfachsten 
Schutzmaßnahmen durchzusetzen. Es 
kann doch nicht so schwierig sein, Tem-
po 100 auf der Autobahn durchzusetzen. 
Es kann doch nicht so schwierig sein, 
keine neuen Bohrungen durchzuführen. 
Aktivist*innen abzuschieben oder ein-
zusperren löst das Problem nicht. Ich 
schmeiße nicht alle Politiker*innen in 
einen Topf, es gibt sicher einige, die um 
die Dringlichkeit Bescheid wissen, aber 
blockiert werden und nix tun können. 
Leonie: Solche Aktionen wie mit Anja 
Windl, das sind für mich lächerliche 
Ablenkungsversuche. Das funktioniert 
ähnlich wie mit einer missgünstigen Be-
richterstattung – das lenkt vom Thema 
und von der untätigen Politik ab. Nie-
mand von uns Aktivist*innen macht 
das, weil wir sonst nix zu tun haben. 
Wir tun das, weil wir uns gezwungen 
fühlen. Die Verantwortlichen für die Si-
tuation sind ganz woanders.

Wie erklärt ihr euch, dass auf politi-
scher Ebene nichts weitergeht? Dass 
Leute auf Social Media schreiben, 
dass eure Aktionen sinnlos sind? Die 
Fakten und Prognosen über die kli-
matischen Entwicklungen sind doch 
erdrückend. Hat das auch mit einer 
zunehmenden Wissenschaftsfeind-
lichkeit zu tun?
Leonie: Ich habe den Eindruck, dass es 
für viele Menschen leichter ist, sich al-
les schönzureden und der Realität nicht 
ins Auge zu blicken. Denn sonst wird ei-
nem angst und bange. Das mag mensch-
lich nachvollziehbar sein. Was ich nicht 
nachvollziehen kann, ist Hass. Dass wir, 
die darauf aufmerksam machen, Hass zu 
spüren bekommen. Da hört auch mein 
Verständnis und meine Toleranz auf. 
Johanna: Dem kann ich mich anschlie-
ßen. Es ist absolut menschlich, dem All-

tag nachzugehen und sich nicht mit der 
Klimakrise auseinanderzusetzen. Viele 
Menschen haben das Gefühl, dass sie eh 
nichts ändern können. Was ich schon 
kritisiere, ist teilweise die Kommunika-
tion seitens der Medien. Es wird immer 
so getan, als wären wir die Chaot*innen 
oder die Extremist*innen. Auch wenn 
das nur von bestimmten Plattformen 
kommt, bleibt das trotzdem in den Köp-
fen der Menschen hängen. Das muss 
anders kommuniziert werden, der Fo-
kus sollte darauf gelegt werden, wer die 

Situation zu verantworten hat. Das ist 
nämlich die Politik, die das Vertrauen 
der Menschen bekommen hat und der 
Bevölkerung auch schuldet, das Prob-
lem zu lösen. 
Leonie: Es gibt auch rechte Parteien und 
Gruppierungen, die Profit aus der Situ-
ation schlagen. Sie schaffen das sehr ge-
konnt, Menschen in ihrer Angst abzu-
holen und wissenschaftliche Fakten zu 
leugnen. Wenn man sich auf die Sei-
te stellen kann, auf der es heißt, es gibt 
nichts zu befürchten, dann passt das al-
les sehr gut in ein Bild. Das hat dann 
auch zur Konsequenz, dass sich die 
Fronten verhärten. 

Österreichweit stellen sich Wissen-
schaftler*innen hinter die Proteste 
der Letzten Generation. Die Unter-
stützung der Scientists for Future ist 
euch gewiss. Gibt es noch weitere öf-
fentliche Organisationen, die sich für 
euch einsetzen? Wie wichtig ist es für 
euch persönlich und für die Bewe-
gung, dass öffentliche Institutionen 
hinter euch stehen? 
Johanna: Für die Bewegung ist das sehr 
wichtig. Ziviler Widerstand funktio-
niert nur aus der Mitte der Gesellschaft. 
Erst, als alle Menschen verstanden ha-
ben, dass Frauen Rechte zustehen, 
konnten Schritte für die Gleichberech-
tigung eingeleitet werden. So wird das 
auch mit der Klimabewegung sein. Erst 
wenn das Thema in der Mitte der Ge-
sellschaft angekommen ist, wird die Po-
litik handeln. Das ist so wichtig. Man 
muss nicht kleben, um uns zu unter-
stützen – es reicht ein Post, es reicht 
Zustimmung, es reicht, mit den Medi-
en darüber zu sprechen. So kommt ein 
Diskurs zustande.
Leonie: Organisationen, die uns unter-
stützen sind unglaublich wichtig, auch 
für einen persönlich, weil man sich da-
durch legitimiert fühlt. Wir sind nicht 
bloß ein paar Spinner, sondern die Wis-
senschaft steht hinter uns. Das begrei-
fen die Leute hoffentlich bald!

 „DIE VERANTWORT-
LICHEN SIND GANZ

WOANDERS.“ LEONIE

Johanna: „Ziviler Widerstand funktioniert nur aus der Mitte der Gesellschaft.“ Leonie: „Ich habe den 

Eindruck, dass es für viele Menschen leichter ist, sich alles schönzureden, sonst kommt die Angst.“
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S eit Fridays for Future den Kli-
mawandel als drängendstes 
Problem der Gegenwart in das 

öffentliche Bewusstsein gebracht hat, 
kam es explosionsartig zur Verbrei-
tung von Online-Beiträgen, Videos, Me-
mes und Hashtags, in denen der Klima-
wandel abgestritten oder bagatellisiert 
wird. Hass und Häme werden zudem 
über Klimaaktivist:innen und grüne 
Politiker:innen ausgeschüttet. Auch Kli-
schees von ökologisch bewusst lebenden 
Menschen werden lächerlich gemacht – 
oder sie werden aggressiv angefeindet, 
bis hin zu Mordfantasien, die oftmals in 
Form eines „frechen“ Humors gekleidet 
werden, etwa „Hängt die Grünen, solan-
ge es noch Bäume gibt.“ Es wird Stim-
mung gemacht: Wir gegen die!“ 
So liest sich eine Passage in „Klima- 
rassismus. Der Kampf der Rechten ge-
gen die ökologische Wende.“ Wor-
auf sich die Autoren Matthias Quent, 
Christoph Richter und Axel Salhei-
ser hier konkret beziehen, sind rechte 
Hetzmedien und rechtsextreme Provo-
kateure, die Verschwörungserzählungen 
und Lügen lancieren, um die Gemüter 
der Menschen zu erregen und gegen das 
„System“ zu mobilisieren. Das Prinzip 
ist ähnlich jenen anderen rechten Agi-
tationsfeldern, wenn es darum geht, ge-
gen Geflüchtete und Asylsuchende zu 
mobilisieren. Einige Kampfbegriffe be-
gegnen einem mittlerweile auch in der 

Im jüngst erschienenen Buch „Klimarassismus“ 
beschreiben die Autoren, wie rechte Netzwerke die 

Klimawende torpedieren. Deren Rhetorik ist 
mittlerweile längst in unsere Diskussionen eingesickert.

„KLIMADIKTATUR“

öffentlichen Diskussion über die Kli-
makrise: Begriffe wie „Klimadikta-
tur“, „Wohlstandsvernichtung“, „Öko-
Sozialismus“ oder „Klima-Hysterie“ 
oder die Rede, dass Autofahrer*innen 
„enteignet“ würden, sind bereits in den 
Diskurs eingesickert und werden von 
verschiedener Seite offenbar dankbar 
aufgegriffen und weitergetragen. Wo-
rin die „Ökodiktatur“ genau bestehen 
soll, bleibt hingegen unklar. Es geht um 
Stimmung, nicht um Fakten. Rhetoriken 
wie diese, die von der Neuen Rechten in 
Deutschland kommen, finden sich auch 
in Österreich von rechter Seite. 

Wut wird kanalisiert

Die Klimaerwärmung muss dabei nicht 
unbedingt geleugnet werden. Gerade 
anhand von Postings und Kommenta-
ren und neuerdings auch einiger Bücher 
sieht man, wie sich die Gegenkräfte ei-
ner ohnehin unzureichenden Klimapo-
litik gegen „falsche Maßnahmen“ oder 
„übertriebene Haltungen“ formieren. 
Während die Staatengemeinschaft trotz 
der UN-Klimakonferenzen keine Re-
duktion der Klimagase schafft und auf 
eine 3-Grad-Erwärmung mit katastro-
phalen Auswirkungen zusteuert, verne-
beln selbsternannte Expert*innen den 
Blick mit hanebüchenen Geschichten. 
Man erinnere sich an einen ehemali-
gen FPÖ-Chef, der kalmierte, weil auf 
Grönland schon früher Wein angebaut 
worden war. In „Klimarassismus“ be-
schreiben die Autoren, wie sich rechte 
gesellschaftliche Strömungen wie diese 
schon vor Jahrzehnten in den USA bei 
radikalen Republikaner*innen, Rechts-
libertären und Gruppierungen wie der 
„Tea Party Bewegung“ aufgebaut ha-
ben. Netzwerke wie diese sind thema-
tisch nun auch im Bereich des Klima-
schutzes angekommen. Sie kanalisieren 
die aufgestaute Wut, den Hass und die 
Demokratieverachtung von Menschen 
für ihre Zwecke. Aber wer genau soll da-
von profitieren, dass Menschen Klima-
maßnahmen ablehnen? Dieser Punkt ist 
insofern interessant, als sich hier durch-
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Gegner*innen einer ökologischen 
Wende. So überreichte Claudia Pla-
kolm „Klimakleber-Opfern“ im Wie-
ner Autoverkehr Sackerl mit Frühstück 
und fordert eine Präventivhaft für Kli-
ma-Aktivist*innen. Ärger darüber, 
dass die Politik schon seit Jahren verab-
säumt, die Energiewende mit den 
nötigen Maßnahmen einzuleiten, und 
kommenden Generationen die Zukunft 
verbaut, ist von ihr nicht zu hören.  

Neue Hassobjekte

Gegen Windräder formiert sich zuneh-
mend Widerstand. Von der Verschande-
lung der Landschaft ist die Rede, als wä-
ren ästhetische Fragen im Vergleich zu 
Todeszonen, in die sich ganze Landstri-
che der Erde im Zuge höherer Tempe-
raturen verwandeln könnten, ein ernst-
haftes Argument. Interessant ist, wie sich 
– etwa laut einer Greenpeace-Recherche 
im Jahr 2021 – auch Lobbyist*innen fos-

siler Industrien in Bürgerbewegungen 
mischen, um für den „richtigen“ Spin 
zu sorgen. Dafür werden Naturschutz-
organisationen auch mit Spenden be-
dacht. Lobbygruppen wie das Europä-
ische Institut für Klima und Energie 
(EIKE) spielen eine zunehmend wich-
tige Rolle. Dort verbinden sich neolibe-
ral-libertäre und nationalistisch-rassis-
tische Kräfte und Denkströmungen, mit 
dem Ziel eine ökologische Energiewen-
de zu verhindern: Gegründet 2007, wird 
EIKE unter anderem vom US-amerika-
nischen Heartland Institute (ein Lobby-
Spinoff des libertären Atlas-Netzwerks), 
der AfD und der Friedrich-Hayek-Ge-
sellschaft finanziert. Am Beispiel von 
EIKE lässt sich zeigen, wie die Agenda 
der fossilen Lobby in die Demokratien 
getragen wird: Einer der Klima-Exper-
ten von EIKE ist Steffen Hendrich. Er 

ist zugleich Klimareferent der FDP. Mit 
Hendrichs „Argumenten“ torpediert die 
FDP derzeit das Gebäudeenergie-Gesetz 
in Deutschland, das sie selbst in der Ko-
alition mitbeschlossen hat. Die Rheto-
rik erinnert auch hier an die Rhetorik 
von rechts: Man wolle die Hausbesitzer 
„enteignen“, ihnen eine „Ökodiktatur“ 
aufzwingen und mit dem „Heizham-
mer“ ihren Wohlstand zerstören. Be-
merkenswert ist das, weil die FDP selbst 
Regierungspartei ist. Die Bild-Zeitung 
berichtet regelmäßig darüber. Ähnlich 
tönt die FPÖ in Österreich, derzeit 
laut Sonntagsumfrage auf Kanzlerkurs. 
Die Klimapolitik bezeichnete FPÖ-
Chef Kickl in einem ZiB-Interview 
im Jänner als „völlig überbordend“, 
Klimaaktivist*innen als „Terroristen“. 
Und auch in FP-Presseaussendungen 
begegnet einem die bekannte Rhetorik: 
Da ist von der „Degradierung von Au-
tofahrern zu Bürgern zweiter Klasse“ die 
Rede, von einem „Tabubruch der staat-
lichen Fahrzeugenteignung“ und einem 
„grünideologischen Kampf “, und davon, 
dass „unsere Heimat weiter auf Talfahrt“ 
geschickt und die Bundesregierung „den 
Wohlstand zerstören“ würde. (red)

aus relevante wirtschaftliche und politi-
sche Interessen kreuzen. So heißt es im 
Buch: „Mit der aufkommenden Ener-
giewende sahen sich die Lobbyist:innen 
der fossilen Industrie und rechtslibertä-
re Großunternehmen bedroht und ent-
schieden, sich strategisch gegen den 
nahenden Bedeutungsverlust und die 
drohenden Gewinneinbußen zu wapp-
nen. Sie nutzten die zahlreichen rechts-
konservativen, libertären und markt- 
radikalen Thinktanks als Ausgangspunkt 
ihres antiökologischen Feldzuges. Und 
sie finanzierten eine Fake-Wissenschaft 
gegen die Erkenntnisse der Klimafor-
schung … und streuten trotz besseren 
Wissens Desinformationen zum Klima-
wandel. Ziel war es, möglichst viel Zeit 
zu erkaufen, um weiterhin Gewinne ein-
zustreichen.“ Und weiter: „Amerikani-
sche Forscher:innen konnten nachwei-
sen, dass Ölkonzerne wie ExxonMobil 
die Öffentlichkeit seit den 1970er-Jah-
ren systematisch über die Umwelt- und 
Klimaschäden hinweggetäuscht haben 
und sich dabei in ihrer Kommunika-
tionsstrategie explizit an der Tabakin-
dustrie orientierten.“ Auch wenn die 
Situation in Deutschland oder Öster-
reich nur bedingt mit der US-ameri-
kanischen vergleichbar ist, zeigen sich 
Parallelen darin, wie der Klimaschutz 
auch hierzulande von bestimmten In-
teressensgruppen blockiert wird. Fossi-
le Industrien, Autolobbys, Autobahnfe-
tischisten und Betonierer machen den 
Menschen dabei weiss, dass ihnen durch 
„linke Öko-Chaot*innen“ ihr hart erar-
beiteter Lebensstil weggenommen wür-
de – kurz: dass sie enteignet würden. 
Verfechter*innen einer neoliberalen, 
globalisierten Wirtschaftsordnung, die 
einen direkten Zusammenhang mit dem 
Anstieg der Treibhausgase aufweist, tun 
sich dabei besonders hervor. 
Aber auch Politiker*innen wie ausge- 
rechnet die ÖVP-Jugend-Staats-
sekretärin, für die die Generationen-
frage besonders wichtig sein sollte, 
machen sich zum Sprachrohr der 

PROTESTE: AUSGERECHNET 
JUGEND-STAATSSEKRETÄRIN

 PLAKOLM FORDERT 
„PRÄVENTIVHAFT“.

Der Buchtitel bezieht sich auf die globa-

le Ungleichheit, die es zwischen dem globa-

len Norden und dem globalen Süden gibt. 

Während der Norden den überwiegenden 

Teil der klimaschädlichen Emissionen pro-

duziert, hat der Süden überproportional 

mit den Folgen zu kämpfen. Darin lässt sich 

eine politisch-wirtschaftliche Konstellati-

on erkennen, in der sich koloniale Verhält-

nisse fortschreiben. Das ist einer der Aspek-

te, auf den sich der Begriff „Klimarassismus“ 

bezieht – auf eine globale Ungerechtigkeit, 

in der die Ausbeutung von Menschen und 

Umwelt immer noch einer ganz bestimmten  

Logik folgt. Ein weiterer ist, als eine Ursa-

che des Klimawandels „Überbevölkerung“ in  

Afrika oder Asien auszumachen. Der Ruf 

nach einem Migrationsstop und nach einer 

autoritären Gesellschaftsordnung sind Teil 

dieser Rhetorik.
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vilgesellschaftliche Bewegungen stellen, 
noch dazu auch hinter solche, die im zi-
vilen Widerstand gezielt Recht brechen, 
die stören und auch nicht beliebt sind. 
Das war bemerkenswert.

Sie haben initiiert, dass sich Wissen-
schafter*innen im Januar 2023 erst-
mals hinter die Klimabewegung im zi-
vilen Widerstand gestellt haben. Diese 
Unterstützung wurde seither mehr-
fach durch die Präsenz bei einzelnen 
Straßenaktionen quer durch Öster-

Die österreichische Universitätenkon-
ferenz (uniko) hat sich im April in ei-
ner bemerkenswerten Stellungnahme 
hinter die Wissenschaftler*innen ge-
stellt, die Klimaproteste unterstützen. 
Zudem forderte sie die Bundesregie-
rung auf, die Warnungen der Wissen-
schaft und des zivilen Protests ernst zu 
nehmen. Wie ist so ein Appell einzu-
ordnen?
Dass sich die Universitäten hinter ihre 
Wissenschaftler*innen stellen, war nicht 
allzu überraschend, aber doch erfreu-
lich. Dass sie sich im Zuge dessen mit 
der gesamten Klimabewegung solidari-
sieren, das hat mich sehr überrascht. Es 
kommt nicht alle Tage vor, dass sich alle 
Universitätsleitungen im Land hinter zi-

Reinhard Steurer, Professor für Klimapolitik, unterstützt die 
Proteste der Letzten Generation als berechtigte Verzweiflungs-
taten und sieht die wahren Chaoten woanders. Der Rechtsstaat 
zerbrösle, weil die Klimapolitik nicht ausreicht, um die Lebens-

grundlage kommender Generationen zu schützen.   

Interview: Gunnar Landsgesell

Fotos: Lukas Ilgner

„HE, REGIERUNG, 
IHR HABT SO LANGE 

GESCHLAFEN!“

reich wiederholt. Vertraut man Ih-
nen als Wissenschaftler nun weniger?
Kann sein, dass das bei manchen zu ei-
nem Vertrauensverlust geführt hat. In 
erster Linie erlebe ich aber Zuspruch 
und Unterstützung. Beschimpfungen 
in Emails hatte ich nach Medienauftrit-
ten auch früher schon bekommen. Da-
von gibt es jetzt vielleicht etwas mehr, 
das dürfte aber vor allem an der nun 
stärkeren Medienpräsenz liegen. Wich-
tig ist aber, dass die Solidarisierung viele 
Menschen zum Nach- und Umdenken 
angeregt hat. Genau das war der Sinn 
der Sache, zu sagen: Die Aktivistinnen 
und Aktivisten sind nicht verrückt, das 
sind keine Klima-Chaoten. Die wahren 
Chaoten sind diejenigen, die das Klima-

DIE LETZTE GENERATION IST 
SO ETWAS WIE DER

LACKMUSTEST FÜR ERNST-
HAFTEN KLIMASCHUTZ.
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sen es. In der falschen Hoffnung, dass 
der Handlungsdruck dadurch nicht 
so groß ist. Tatsächlich aber verdeut-
licht störender Aktivismus, wie ihn 
die Letzte Generation ausübt, dass der 
Hut brennt. Denn: Warum sonst wür-
de sich jemand auf eine Fahrbahn kle-
ben? Da gibt es nur zwei Möglichkei-
ten: Entweder diese Leute spinnen 
oder unser Kurs ist tatsächlich zum 
Verzweifeln. Nachdem sich zahlreiche 
Wissenschafter*innen hinter sie ge-
stellt haben, liegt für vernünftig den-
kende Menschen eigentlich die Einsicht 
nahe, dass es sich um berechtigte Ver- 
zweiflungstaten in einer bedrohlichen 
Situation handelt. Deshalb haben wir 
uns hinter die Aktivist*innen gestellt. 

Angesichts dramatischer Klima-
modelle sollte man erwarten, dass 
alle Menschen an einem Strang zie-
hen. Es gibt aber auch innerhalb der 
Klimaaktivist*innen kritische Stim-
men. Lena Schilling meinte, die Letzte 
Generation würde die Gesellschaft 
spalten. 
Die Spaltung der Gesellschaft ist längst 
vorhanden. Sie wird durch diese Protes-
te nur sichtbar gemacht. Die Spaltung 
verläuft zwischen jenen, die sich schein-
bar für Klimaschutz aussprechen, aber 
nicht bereit sind, es ernsthaft anzuge-
hen, und jenen, die das Problem ernst-
haft lösen wollen. Fridays for Future hat 
Verdrängung teilweise überwunden, 
aber Ausreden und Scheinklimaschutz 
konnten sie nicht überwinden. Dafür 
war ihr Protest zu sanft. Sie wurden von 
Scheinklimaschützern vereinnahmt. 
Fast alle haben das nach anfänglichen 
Diskussionen super gefunden. Mittler-
weile ist der Handlungsdruck konkreter 
und brisanter geworden. Durch stören-
de Proteste sieht man sehr schön, wer es 
wirklich ernst meint. Man könnte sa-
gen: Die Letzte Generation ist so etwas 
wie der Lackmustest für die Ernsthaf-
tigkeit im Klimaschutz. Die meisten, 
die eher auf der Seite des Scheinklima-

Chaos von morgen zu verantworten ha-
ben. Die findet man nicht auf der Straße, 
sondern in Regierungen, auch in Öster-
reich.

Wenn Sie sagen, dass im Zuge der 
Aktionen einige Menschen begonnen 
hätten nachzudenken – wie kommt 
das? Ein Wissensdefizit über die Kli-

maentwicklung kann es wohl kaum 
geben. Die Medien sind voll von die-
sen Themen.
Es ist klar, dass die mangelnde Hand-
lungsbereitschaft nicht auf einem Wis-
sensdefizit basiert, sondern darauf, dass 
man vieles nicht so genau wissen will. 
Viele blenden das Thema einfach aus, 
verdrängen es, verleugnen es, verharmlo- 

Reinhard Steurer: Er initiierte, dass sich Wissenschafter*innen im Jänner 2023 erstmals hinter die 

Klimabewegung im zivilen Widerstand gestellt haben.
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schutzes stehen, sagen: Ja, aber doch 
nicht so! Übrigens: Fridays for Future 
unterstützt in Österreich diese Protest-
form mittlerweile ebenfalls, es hat nur 
etwas gedauert. 

Der Rechtsstaat sieht Handlungsbe-
darf, allerdings nicht unbedingt in 
Klimaschutzmaßnahmen, sondern 
um Proteste einzudämmen. Im Fall 
von Anja Windl, Aktivistin der Letz-
ten Generation und deutsche Staats-
bürgerin, wurde gefordert, sie des 
Landes zu verweisen. Ist das nicht völ-
lig überschießend?
Der Rechtsstaat in der Klimakrise wird 
zunehmend zur Farce, aus Hilflosigkeit. 
Eine Ausweisung hat laut Jurist*innen 
wenig Chance, vollzogen zu werden. Ein 
zweites lächerliches Beispiel für so eine 
Farce findet man in München, wo das 
Kreisverwaltungsreferat ein „Sekunden-
kleber-Transportverbot“ für bekannte 
Aktivist*innen verhängt hat. Einer wur-
de mit Sekundenkleber erwischt und 
musste ein paar hundert Euro Strafe be-
zahlen. Daran sieht man, wie hilflos der 
Rechtsstaat schön langsam wird. Je mehr 
protestieren, umso hilfloser wird er.

Dazu scheint die Forderung der Ju-
gendstaatssekretärin Plakolm zu pas-
sen, die mit Hinweis auf Deutschland 
eine Präventivhaft fordert. Ein Gesetz, 
das gegen Terrorismus beschlossen, 
in Bayern aber tatsächlich verhängt 
wurde. 
Es ist wichtig, den Rechtsbruch der 
Aktivist*innen richtig einzuordnen. Er 
ist verhältnismäßig klein im Vergleich 
zu dem wirklich großen Rechtsbruch, 
den Regierungen mittlerweile begehen: 
Sie sind nicht in der Lage, jene Politik 
umzusetzen, die das Paris-Abkommen 
einhalten bzw. das Klima stabilisieren 
könnte. In Deutschland hat das Ver-
fassungsgericht mit einem aufsehen-
erregenden Urteil bestätigt, dass die 
Klimapolitik der Regierung nicht aus-
reicht, um die Grundrechte junger Men-
schen und kommender Generationen 
zu schützen. Die Regierung musste da-

raufhin ihr Klimaschutzgesetz nachbes-
sern. Doch auch diese Regelungen wur-
den schon wieder abgeschwächt, weil sie 
schwer einzuhalten sind. 
Währenddessen hat der Verfassungs-
schutz in Deutschland die Letzte Gene-
ration beobachtet, um festzustellen, ob 
sie staatsgefährdend sind. Verfassungs-
schutzpräsident Haldenwang meinte 
dann wörtlich sehr pointiert, die Letzte 
Generation sage im Grunde: „He, Re-
gierung, ihr habt so lange geschlafen, ihr 
müsst jetzt endlich mal was tun. Also, 
anders kann man eigentlich gar nicht 
ausdrücken, wie sehr man dieses Sys-
tem eigentlich respektiert, wenn man 
die Funktionsträger zum Handeln auf-
fordert.“ Das sind schon bemerkens-
werte Entwicklungen. Regierungspoli-
tik läuft langfristig auf einen Bruch von 
Grundrechten hinaus und Teile der Ge-
sellschaft wehren sich dagegen. Oder 
anders gesagt: Der Rechtsstaat wird 
mittlerweile von oben beschädigt und 
Klimaaktivist*innen weisen mit klei-
nen Rechtsbrüchen auf den ganz gro-
ßen Rechtsbruch hin. Straßenblocka-
den sind also eine Art Mahnmal für 
blockierte Klimapolitik. Das eine ist nur 
ärgerlich, das andere ist tödlich. Wer ist 
da nun kriminell?

Wie verhält sich das in Österreich? 
Die Rechtsanwältin Michaela Krö-
mer (Kommentar in dieser Ausgabe, 
Anm.) hat vor einigen Wochen eine 
Klimaklage im Namen von zwölf Ju-
gendlichen auf den Weg gebracht, die 
die Versäumnisse der Politik morgen 
treffen werden.
In Österreich gibt es noch keine Ent-
scheidung. Sollte das so wie in Deutsch-
land ablaufen, dass also die Regierung 
zu besserer Klimapolitik angehalten 
wird, diese das Urteil aber nicht ange-
messen umsetzt, dann könnten wir auch 
hier den Rechtsstaat zerbröseln sehen. 
Denn ich sehe im Moment nicht, dass 
eine Regierung so einem Spruch so fol-
gen würde, dass Emissionen angemes-
sen sinken würden. Das liegt aber nicht 
allein an der Regierung, sondern auch 
an der Gesellschaft. Es gibt für ange-
messene Klimapolitik im Moment keine 
Mehrheit. Das ist somit nicht nur Regie-
rungsversagen, das ist Gesellschaftsver-
sagen. Wir als Gesellschaft versagen da-
bei, das Problem angemessen zu lösen. 
Wir sagen: Klimaschutz ja, aber doch 
nicht so, auch nicht so – und so auch 
nicht. Wir verschieben lieber die Lö-
sung, wir warten lieber noch. Auch 
wenn wir Wissenschafter*innen stän-
dig sagen: Ausreden und Scheinklima-
schutz werden uns ganz bitter um die 
Ohren fliegen. 

Wie erklären Sie sich eigentlich den 
massiven Backlash, den wir gerade er-
leben? Politische Vereinbarungen wer-
den rückgängig gemacht, man denke 
an die E-Fuels-Debatte. Erneuerbare 
wurden in der Vergangenheit kaum 
ausgebaut, Gewinne der fossilen Bran-
che durch die Politik gesichert. Den 
Leuten wird das dann als Abwehr ei-
ner „Klimadiktatur“ verkauft. 
Das ist zweifellos ein Teil des Regie-
rungsversagens. Wenn man auf Spezi-
alinteressen mehr hört als auf das Ge-
meinwohl – und mehr Klimaschutz 
wäre natürlich im Sinne des Gemein-
wohls. In der Literatur nennt sich das 
‚Regulatory capture‘ – Regierungen Fo

to
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Auf den Punkt gebracht: Nicht Politiker*innen 

von heute, sondern die Generation von morgen 

muss die Folgen der Versäumnisse tragen.
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handeln im Interesse von wenigen. Aber 
das ist nicht die ganze Geschichte. Die 
Diskussion um Tempo 80/100 zeigt sehr 
deutlich: Zu sagen, wir scheitern gera-
de wegen Porsche, RWE und anderen 
großen Konzernen, während wir als 
Gesellschaft doch viel mehr wollen, 
wäre zu einfach. Einer Mehrheit der 
Gesellschaft ist es ganz recht, dass wir 
das Problem nicht angemessen angehen. 
In diesem Sinne vermute ich auch, dass 
die Mehrheit das verwässerte Verbot für 
Verbrennungsmotoren gerne gesehen 
hat.

Wie würden Sie den Handlungsspiel-
raum einschätzen, den uns unser glo-
bales Wirtschaftssystem überhaupt 
bietet? Ist der Neoliberalismus nicht 
ein Widerspruch zur Rettung des  
Klimas?
Das entscheidende Stichwort ist ‚neoli-
beral‘. Das ist das Problem. Klima-Ver-
schmutzung, die lange Zeit nahezu un-
reguliert war und die es in weiten Teilen 
der Welt nach wie vor ist, wird zu einer 
immer größeren Bedrohung. Ich glaube 
nicht, dass es notwendig ist, den Kapi-
talismus oder die Marktwirtschaft ins-
gesamt abzuschaffen. Abgesehen davon, 
dass das in der verbleibenden Zeit oh-
nehin nicht zu schaffen wäre. Dringend 
nötig und möglich ist es aber, Klima-
verschmutzung viel stärker zu regulie-
ren – also Regeln zu formulieren, die 
für alle gelten. Insofern ist es auch kein 
Zufall, dass die Klimakrise genau in der 
Zeit eskaliert ist, in der die Hochblüte 
des Neoliberalismus stattgefunden hat: 
seit den 1980er-Jahren. Der Klimanot-
stand ist eine neoliberale Krise feh-
lender Regulierungen. Genau deshalb 
tun sich neoliberale Politiker*innen 
und Ökonom*innen übrigens auch so 
schwer mit dem Problem.

Dazu passt China, das als Superemit-
tent bezeichnet wird, mit einem Drit-
tel der weltweiten CO2-Emissionen. 
Vergisst man dabei nicht, dass von 
dort viele Produkte für den europä-
ischen Markt produziert bzw. westli-

che Firmen ihre Produktion dorthin 
ausgelagert haben?
Ja, allerdings muss man sich Statistiken 
umfassend und genau ansehen. Emis-
sionen kann man auch pro Kopf mes-
sen. In den offiziellen Statistiken ist 
China dabei in etwa gleichauf mit eu-
ropäischen Emissionen pro Person. Im 
Fall einer konsumbasierten Rechnung, 
wenn wir also die Emissionen aller aus 
China importierten Güter uns zurech-
nen, schneiden wir schon schlechter ab. 
Dieses Urteil bestätigt eine dritte Zahl 
noch viel eindrucksvoller, nämlich die 
historischen Emissionen. Hier liegt der 
Westen weit über China. In dem Zu-
sammenhang ist auch wichtig, dass 
diese Emissionen alle noch in der At-
mosphäre sind und dass unser Wohl-
stand darauf aufbaut. Man kann also 
nicht so tun, als ob China das Problem 
wäre. Der ständige Verweis auf China 
ist eine wirksame Ausrede, um so wei-
terzumachen wie bisher. Mit dieser und 
vielen anderen Ausreden gefährden wir 
gerade unsere Zivilisation. 

Noch haben wir es in der Hand, mit 
welchen klimatischen Verhältnissen 
es zukünftige Generationen zu tun 
bekommen. Mit jedem zehntel Grad 

werden Überschwemmungen, extreme 
Hitzewellen, Dürren und Hungersnö-
te wahrscheinlicher und heftiger. Was 
erwartet uns konkret?
Grundsätzlich gilt, dass Extremwetter-
ereignisse mit zusätzlichen CO2-Emis-
sionen auch bei uns häufiger und ärger 
auftreten werden. Deshalb ist es voll-
kommen unverantwortlich, simple Lö-
sungen wie Tempo 80/100 abzulehnen, 
weil sie angeblich zu wenig bringen. 
Fast jede Einzelmaßnahme bringt we-
nig, aber man erreicht den Gipfel bei ei-
ner Bergtour auch nur mit vergleichs-
weise kleinen Schritten. Weil eine große 
Mehrheit lieber Ausreden findet, als Lö-
sungen umsetzt, ist das wahrschein-
lichste Szenario im Moment, dass wir 
in Richtung drei Grad globaler Erhit-
zung gehen. In dem Fall würden rund 
um den Äquator Todeszonen entstehen, 
in denen Leben unmöglich wird. Diese 
Gegenden in Afrika, Indien oder Brasi-
lien wären nicht unbewohnbar, sie wä-
ren „unlebbar“. Davon wären Milliarden 
von Menschen betroffen. Aber schon 
bei 2 Grad Erhitzung geht man von 300 
Millionen Klima-Flüchtlingen aus. 
All das muss aber nicht sein. Noch ha-
ben wir die Möglichkeit, diese Hor-
rorszenarien zu vermeiden. Genau 
deshalb kleben sich zurecht verzwei-
felte Menschen auf die Straße – und 
Wissenschafter*innen stellen sich hin-
ter sie. Wer das verstanden hat, ärgert 
sich nicht mehr über Klima-Proteste, 
sondern über Regierungen, die unsere 
Zukunft leichtfertig verspielen. Die wer-
den erst dann umsteuern, wenn das eine 
Mehrheit laut fordert. Dieser Tag wird 
wohl irgendwann kommen, möglicher-
weise zu spät. 

Reinhard Steurer ist Professor für Klima- 

politik an der Universität für Bodenkultur. Er 

forscht seit mehr als 25 Jahren zur politischen 

Dimension der Klimakrise und zu Scheinkli-

maschutz in allen Bereichen der Gesellschaft. 

Er ist Mitglied der Scientists4Future und  

unterstützt die Klimabewegung, weil er sie als 

Teil der Lösung sieht. 

R. Steurer: Bisherige Proteste wurden von 

Scheinklimaschützer*innen vereinnahmt. Nun 

ist der Handlungsdruck konkreter geworden. 



MO 71/Klima

20

L aut dem „Climate Inequality Re-
port“ verursachen die reichsten 
zehn Prozent der Bevölkerung 

weltweit fast die Hälfte (48 Prozent) 
der globalen Emissionen. Ob Privat-
jets oder Luxusgüter – es ist eine Fra-
ge des Lebensstils, wie man um ein 
vielfaches klimaschädlicher lebt als 
Normalbürger*innen. Ob man dabei 
an entstehende Heiß- und Dürrezonen 
in Afrika denkt oder an Überschwem-
mungen wie jene in Pakistan 2022, als 
ein Drittel der Landesfläche unter Was-
ser stand – die Diskussion über globa-
le Klimagerechtigkeit muss zweifellos 
geführt werden. Damit stellt sich auch 
die Frage nach dem Verursacherprinzip: 
Während die Industrieländer des globa-
len Nordens einen Großteil der Klima-
gase emittieren, ist der globale Süden 
überdurchschnittlich von den Folgen 
betroffen. Verantwortung trägt letzt-
lich jede*r, wie der Klimarechner zeigt. 
Ein kleines Beispiel: Eine einzige Flug-

Die Klimakrise ist auch eine eminent soziale Frage – 
global und national.   

KLIMAPOLITIK 
BRAUCHT SOZIALES 
AUFBRUCHSSIGNAL

reise von Wien nach Spanien stößt sechs 
Mal so viel CO2 aus wie eine Person in 
afrikanischen Staaten wie Nigeria, Gha-
na oder Sudan in einem gesamten Jahr 
verbraucht. Deshalb ist es zu wenig, zu 
warten, bis die Regierungen in die Gän-
ge kommen. In Österreich steigen trotz 
gegenteiliger politischer Absichtserklä-
rungen jedes Jahr die Emissionen. Die 
Klimaziele bis 2040 sind laut Wissen-
schaft in weiter Ferne.

Finanzierung der Klimapolitik

Wie aber könnten nationale und glo-
bale Maßnahmen finanziert werden, 
ohne dass die nationalen Budgets und 
damit sozial schwache Bevölkerungs-
teile belastet werden? Dafür sollten die 
Subventionen für fossile Energieträger, 
die jährlich rund 500 Milliarden Dol-
lar weltweit betragen, reduziert wer-
den. Der globale Süden könnte wahr-
scheinlich nicht so schnell reagieren wie 
die Industrieländer. Ein zentraler He-

bel wäre, Steuerschlupflöcher für beson-
ders hohe Vermögen zu schließen. Mit 
der Einführung einer Finanztransakti-
onssteuer und Erbschaftssteuer könnte 
ein Staatsfonds gespeist werden, dessen 
Budget zweckgebunden für Klima- und 
Infrastruktur verwendet wird. Die Idee 
solcher Zukunftsfonds wurde bereits 
auf Ebene der G20-Staaten vorgeschla-
gen, bislang allerdings ohne Erfolg. 
Keinesfalls sollten die ohnehin schwer 
verschuldeten Staatshaushalte dafür 
herhalten oder neue Schulden aufge-
nommen werden. Die Finanztransak-
tionssteuer würde eine minimale Mehr-
wertsteuer im Finanzbereich bedeuten. 
Ein Vergleich: Wer heute Lebensmittel 
wie Gemüse, Obst, Mehl oder Fleisch 
kauft, zahlt zehn Prozent Mehrwert-
steuer. Für Bücher beträgt sie fünf Pro-
zent. Wer Aktien oder Anleihen er-
wirbt oder im Hochfrequenzhandel 
investiert, zahlt null Steuern. Laut ei-
ner Studie des Deutschen Instituts für 

Die Klimastreifen („Warming Stripes“) machen optisch den langfristigen Temperaturverlauf 

sichtbar. Daran zeigt sich, dass wir längst in der Klimakrise angekommen sind. Für sozial 

schwache Gruppen wird das besonders spürbar.
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einer praktischen Ebene fortsetzen, wie 
Laura Allinger, Redaktionsmitglied von 
„Klimasoziale Politik“ erzählt. Sie skiz-
ziert drei konkrete Projekte.

Betroffen von der Klimakrise

Im Rahmen des Projekts „Klimasoziales 
Linz“, das seit Juni läuft und als prakti-
sche Weiterführung des Buches zu se-
hen ist, soll zwei Jahre lang erhoben 
werden, was sich zivilgesellschaftliche 
Akteur*innen unter dem Begriff „kli-
masozial“ vorstellen. „Für uns bedeutet 
das“, erklärt Allinger, „dass Klimapoli-
tik und Sozialpolitik immer gemeinsam 
gedacht wird. Wenn man Klimapolitik 
macht, muss man auch Sozialpolitik 
machen, die für eine Verbesserung un-
serer Lebensverhältnisse sorgt.“ In einer 
Kooperation mit der Kunstuniversität 
Linz sollen Workshops mit diversen Ge-
sellschaftsgruppen wie Armutsbetroffe-
nen und mit Schüler*innen veranstaltet 
werden. Lokale Wissensbestände könn-
ten dafür genutzt werden, um heraus-
zufinden, welche klimasozialen Hand-
lungsmöglichkeiten es überhaupt für 
Linz gibt. Spannend, ob die Stadt am 
Ende Vorschläge aufgreift und in die 
Praxis umsetzen wird. 
Bereits seit Anfang dieses Jahres erhebt 
die Volkshilfe mit dem Projekt „Betrof-
fen von der Klimakrise“ in Umfragen, 
wie sich die klimatischen Veränderun-
gen in unserer Gesellschaft auswirken. 
Allinger: „Dabei gehen wir auf das 

Die Armutskonferenz, 

Attac, Beigewum (Hg.)

Klimasoziale Politik. 

Eine gerechte und emis-

sionsfreie Gesellschaft 

gestalten.

bahoe books 2021

256 Seiten, 18 Euro

Wirtschaftsforschung im Jahr 2015 wür-
den bereits 0,1 Prozent Steuern auf Ak-
tien und Anlagen und 0,01 Prozent im 
Hochfrequenzhandel jährlich 40 Milli-
arden Euro an zusätzlichen Steuerein-
nahmen bringen. Bei einem Alleingang 
wären das durch die Verlagerung die-
ser Geschäfte nur noch 14 Milliarden 
Euro. In Österreich gibt es bislang kei-
ne Finanztransaktionssteuer, lediglich 
eine Kapitalertragssteuer. Auch eine 
Erbschaftssteuer für hohe Vermögens-
werte (also v.a. auch bei größeren Un-
ternehmen) gibt es in Österreich nicht. 
Die Erbschaftssteuer wurde generell im 
Jahr 2008 abgeschafft. Das hat auch die 
soziale Ungleichheit und Konzentrati-
on von Vermögen wesentlich verstärkt. 
Mehr zu diesem Thema in einem ab-
soluten Standardwerk zum Thema: „3 
Grad mehr – Ein Blick in die drohen-
de Heißzeit und wie uns die Natur hel-
fen kann, sie zu verhindern“, herausge-
geben von Klaus Wiegandt, erschienen 
im Oekom-Verlag 2022.

Klimasoziale Politik

Eine andere Publikation „Klimasozia-
le Politik – Eine gerechte und emissi-
onsfreie Gesellschaft gestalten“ beschäf-
tigt sich mit den konkreten sozialen 
Auswirkungen der Klimakrise auf Ös-
terreich. Herausgegeben von der Ar-
mutskonferenz, Attac und Beigewum 
finden sich in einer Reihe höchst lesens-
werter Beiträge verschiedene Ansätze, 
um die Klimawende sozial zu gestalten. 
Fragen des Wohnens, der Ernährung, 
der Pflege, der Geschlechtergerechtig-
keit und Migrationsthematik, aber auch 
damit zusammenhängend Fragen nach 
der Budget-, Steuer- und Industriepoli-
tik werden hier kritisch und sehr über-
sichtlich angesprochen. Die Lektüre des 
Buches erinnert daran, dass die Klimak-
rise noch immer viel zu wenig über so-
ziale Fragen diskutiert wird bzw. nötige 
Lösungsansätze gemeinsam mit betrof-
fenen Bevölkerungsgruppen angedacht 
werden. Diesen Anspruch haben meh-
rere Projekte, die Themen wie diese auf Fo
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Phänomen ein, dass Armutsbetroffene 
global aber auch in Österreich am we-
nigsten zur Klimakrise beitragen, aber 
zugleich am stärksten von den Folgen 
betroffen sind. Ziel des Projekts ist es, 
Kommunikationsformate für armuts-
betroffene Menschen im Umgang mit 
der Klimakrise zu entwickeln und da-
bei Wissensvermittlung, Empower-
ment, sowie mehr Wissen zum The-
ma Klimagerechtigkeit zu generieren.“ 
Am Ende sollen Workshops und Betei-
ligungs-Cafés für betroffene Menschen 
und Expert*innen einen Austausch er-
möglichen. 
Ein drittes Projekt – „Konsumkorri-
dore“ – von der Armutskonferenz und 
dem Ökobüro initiiert, widmet sich den 
Schritten zu einem verantwortungsvol-
len und sozial gerechten Ressourcen- 
und Energieverbrauch. Allinger dazu: 
„Gemeinsam mit Wissenschafter*innen 
wird überlegt, welche Unter- und Ober-
grenzen des Konsums unsere Gesell-
schaft braucht, damit wir einerseits die 
planetaren Grenzen nicht überschrei-
ten, andererseits ein gutes Leben für 
alle ermöglichen können. Wichtig ist, 
die Verantwortung für die nötige Ver-
brauchsreduktion sozial fair zu vertei-
len.“ In diesem Fall ist ganz klar die 
Politik aufgerufen, längst überfällige 
Schritte zu setzen. 
Die Stadt Wien beginnt nun in einem  
Pilotprojekt um Jahre, wenn nicht Jahr-
zehnte zu spät, erste Wohnungen auf 
Erdwärme umzurüsten. Bis sich das 
1,5-Grad-Fenster schließt, wird die Um-
stellung auf emissionsarme Heizungen 
aber nur für einen kleinen Teil der Ge-
meindewohnungen möglich sein. (red)

Laura Allinger, Volkshilfe: Projekte für mehr 

Klimagerechtigkeit. 
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E igentlich war das Video eine in-
direkte Werbung für uns“, meint 
Ömer Dugan an seinem Markt-

stand am Brunnenmarkt in Wien Ottak-
ring. Der 33-Jährige beobachtete in den 
Wochen nachdem der Chef der Wiener 
ÖVP, Karl Mahrer, im März ein Video 
über den Brunnenmarkt veröffentlichte, 
verstärktes Interesse am Markt.
In seinem Video über den Brunnen-
markt „einst und heute“ spricht Mah-

rer über „Syrer, Afghanen und Araber“, 
die den Markt übernommen hätten so-
wie von einem Syrer, der genug Geld 
habe, um alles aufzukaufen. Chef- 
redakteur Florian Klenk wies im Falter 
darauf hin, dass Mahrers Worte rechte 
Codes bedient, wie sie auch die Identi-
täre Bewegung nutzt. Selbst Justizminis-
terin Alma Zadić bezeichnete Mahrers 
Aussagen in einer TV-Diskussion von 
Puls 24 als rassistisch.

VITAL UND BUNT

Ottakringer Marktschau 
Ein Video über den Brunnenmarkt erhitzte die Gemüter. Lokalaugenschein auf  

einem Markt, der die Geschichte und Menschen Wiens widerspiegelt – und auch  

für politisches Hickhack herhalten muss.

REPORTAGE UND FOTOS: MILENA ÖSTERREICHER 

Harte Arbeit. Standler Ömer Dugan: Um drei Uhr nachts geht es täglich zum Großmarkt, ab 6.30 Uhr 

wird verkauft. Über Mahrers Video sagt er: „Eigentlich war es eine indirekte Werbung für uns.“

Rechte Codes: ÖVP-Wien-Chef 
Karl Mahrer behauptet,

„Syrer, Afghanen und Araber“ 
hätten den Markt „übernommen“.
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Seit jeher gemischt

„Anfangs wollte ich das Video gar nicht 
sehen“, sagt Thomas Kaider, der eine 
Fahrradwerkstatt neben dem Brunnen-
markt, am angrenzenden Yppenplatz 
betreibt. Kaider ist in Ottakring aufge-
wachsen, ging schon als kleiner Junge 
mit seinen Eltern am Markt einkaufen 
und lebt seither in der Nähe. „Als ich 
vom Video hörte, dachte ich: Was wird 
hier schon wieder aus unserem Brun-
nenmarkt gemacht?“, erzählt er. 
Der Brunnenmarkt zwischen Thalia-
straße und Yppenplatz ist geschichts-
trächtig. Mit rund 170 Marktständen 
und fast einem Kilometer Länge ist er 
einer der größten ständigen Straßen-
märkte Europas. „Verlieren wir nicht 
unser Wien“, sagt Mahrer in seinem 
Video. Dieses Wien spiegelt sich in der 
Geschichte des Marktes wider. Seit sei-
ner Gründung 1786 hat er zahlreiche 
Transformationen durchlaufen. 
Es habe hier nie nur österreichische 
Standbetreiber*innen gegeben, sagt 
Cornelia Dlabaja von der Österreichi-
schen Akademie der Wissenschaften. 
Dlabaja erforscht seit mehr als fünf-
zehn Jahren den Wandel des Brunnen-
marktes: „Bereits in der Monarchie gab 
es Standler unterschiedlichster Länder.“

Stadtgeschichte

Heute wird der Markt als bunte Attrak-
tion beworben, manch einer spricht 
vom „Orient ums Eck“. Durchschnitt-
lich 80.000 Menschen finden hier wö-
chentlich Waren von Vorarlberger Käse 
über türkische Datteln bis hin zu syri-
schen Falafel, laut Marktamt ist er der 
meistbesuchte Markt Wiens. Die Natio-
nalitäten der Standler*innen erhebt das 
Marktamt nicht, insgesamt seien aber 46 
verschiedene vertreten.
Wie es dazu kam? Nach dem Zweiten 
Weltkrieg verließen viele österreichische 
Bewohner*innen das Brunnenviertel, 
immer mehr Migrant*innen zogen in 

die teils sehr baufälligen Wohnungen. 
Zudem fand in den 1970er- und 1980er-
Jahren ein Wechsel der Standler*innen 
statt. Während zunächst vorwiegend 
österreichische, polnische und tsche-
chische Besitzer*innen Stände betrie-
ben, wurden diese nicht mehr von den 
Kindern übernommen. 
„Das lag an der sogenannten Bildungs-
mobilität und am Arbeitswandel“, er-
klärt Stadtforscherin Dlabaja. Die junge 
Nachfolgegeneration hatte ein deutlich 
höheres Bildungsniveau und war auch 

nicht mehr an dem beschwerlichen Ar-
beitsalltag interessiert. Viele türkische 
und serbische Betreiber*innen über-
nahmen stattdessen. „Hätte es die mig-
rantischen Standler*innen nicht gege-
ben, würde der Markt heute nicht mehr 
existieren“, vermutet Dlabaja.

Trugschluss

Karl Mahrer scheint sich heute hingegen 
mehr heimische Landwirt*innen und 
Nahversorger*innen zu wünschen. Dass 
diese dann jeden Tag auf dem Markt 
stehen würden, hält Cornelia Dlabja 
jedoch für unrealistisch. Am benach-
barten Yppenplatz findet samstags der 
heimische Bauernmarkt statt. Von der 
Stadtforschung sei bekannt, dass schon 
seit dem Mittelalter Bauern aufgrund 
der aufwendigen Arbeitsprozesse ein- 
bis höchstens zweimal pro Woche mit 
ihren regionalen Produkten auf einem 
Markt stehen.
„Wenn sich nun jemand mehr österrei- 
chische Marktbetreiber*innen wünscht, 
wünsche ich viel Spaß bei der Suche“, 
sagt die Stadtforscherin. In ihren Un-
tersuchungen zum Brunnenviertel, in 
dem sie mittlerweile auch selbst lebt, 
erforschte sie auch den Arbeitsalltag 
der Standbetreiber*innen. Den würden 
sich viele Österreicher*innen nicht mehr 

Einer der größten ständigen Straßenmärkte Europas. „Hätte es die migrantischen Standler*innen nicht 

gegeben, würde der Markt heute nicht mehr existieren“, vermutet die Stadtforscherin C. Dlabaja.

Soziologin Cornelia Dlabaja: Am Brunnenmarkt 

gab es nie nur österreichische Standler*innen. 
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möchten, erzählen von schlechter Hy-
giene in manchen Bereichen. Auf einem 
kurzen Video, das Karl Mahrer später 
teilte, ist eine Rangelei auf dem Markt 
zu sehen, die er als Massenschlägerei 
bezeichnet. Die Wiener Polizei ant-
wortete auf Twitter: „Natürlich kennen 
wir das Video und es gab auch einen 
dbzgl. Notruf. Beim Eintreffen unsere 
Kolleg*innen war jedoch niemand mehr 
anwesend. Weder Täter, noch Zeugen, 
noch Opfer. Das ist für ‚Massenschläge-
reien‘ eher untypisch“.

Parktreiben

In einer Reaktion auf das erste Brun-
nenmarkt-Video legte Sabine Keri, 
ÖVP-Abgeordnete und Obfrau des Ver-
eins Wienerinnen, eine Presseaussen-
dung nach. Darin spricht sie von einer 
Befragung, in der der Brunnenmarkt als 
Zone genannt wird, in der sich Frauen 
nicht mehr sicher fühlen würden. Auf 
Anfragen des MO-Magazins, um wel-
che Befragung es sich hier handle, wur-
de bis Redaktionsschluss nicht reagiert.
Im Gespräch mit einigen Anwohner*in-
nen ist jedoch eine Unzufriedenheit 

über die Situation im Park am Yppen-
platz durchzuhören, der an den Brun-
nenmarkt anschließt. Auch Thomas 
Kaider, der seit sechs Jahren seine Fahr-
radwerkstatt am Yppenplatz betreibt, 
spricht von Veränderungen. Von seinem 
Geschäft aus sieht er zum gegenüberlie-
genden Park, der hinter den hippen Es-
senslokalen am Platz liegt. Dort beob-
achtete er in den letzten zwei bis drei 
Jahren vermehrt Schlägereien zwischen 
Jugendlichen, manchmal auch ganzen 
Gruppen, sowie Polizeieinsätze. Er er-
zählt von Bekannten, die nicht mehr 
gern mit ihren Kindern auf den Spiel-
platz im Park gehen würden.

Angespannte Lage

„Wir sind uns der Situation bewusst“, 
sagt Ruth Manninger, SPÖ-Bezirksrä-
tin in Ottakring. Sie verweist auf die 
angespannte Lage für manche Jugend-
liche nach Jahren der Pandemie und 
Lockdowns sowie einen Ortswech-
sel kleinkrimineller Szenen. „Der Park 
ist ein öffentlicher Raum, der allen  
konsumfrei zugänglich sein soll, das ist 
uns als Bezirk wichtig“, sagt die Bezirks-
rätin. Es dürfe aber klarerweise nicht 
passieren, dass ein Unsicherheitsgefühl 
entsteht: „Schon gar nicht für Mädchen 
und Frauen.“
Awareness-Teams und Sozialarbei-
ter*innen der Suchthilfe sind laut Man-
ninger mehrmals wöchentlich tagsüber 
und nachts in den Ottakringer Parks un-
terwegs. Im Park am Yppenplatz sollen 
bis Sommer mehr Lichtquellen instal-
liert, er damit besser ausgeleuchtet wer-
den. „Wir lassen uns aber unser allge-
mein gutes Zusammenleben nicht durch 
Videos kaputt machen, die an schlech-
te Slapstick-Filme erinnern“, ergänzt sie.
Fahrradwerkstättenbetreiber Thomas 
Kaider sah sich schlussendlich doch 
das Markt-Video von Karl Mahrer an. 
„Ich finde es absurd, das hat mit den Ge-
schäftsleuten am Brunnenmarkt nichts 
zu tun“, meint er. Auf den Markt geht 
er weiterhin gern einkaufen. „Woher die 
Standler kommen, war mir schon als 
Kind ziemlich wurscht“, sagt er.

antun wollen. „Ähnliches zeichnet sich 
ja auch in Bereichen wie der Pflege ab“, 
ergänzt Dlabaja.

Marktarbeit

Den Arbeitsalltag kennt Ömer Dugan 
nur allzu gut. Gegen drei Uhr nachts 
geht es für ihn jeden Tag zum Groß-
markt, die Ware für den kommenden 
Tag holen. Dann wird hergerichtet und 
ab 6.30 Uhr verkauft, meist bis sechs 
Uhr abends. Danach noch weg- und auf-
geräumt. Von Montag bis Samstag steht 
er an seinem Obst- und Gemüsestand. 
2015 übernahm er diesen von seinem 
Vater. 1997 kamen Dugans Eltern aus 
der Türkei nach Österreich. Zunächst 
arbeitete Dugans Vater als Fleischhau-
er in der Landstraße. Danach konnte er 
sich mit dem Stand am Brunnenmarkt 
selbstständig machen.
Wenn man mit den Standbetreiber*in-
nen spricht, hört man teils ähnliche Ge-
schichten: Nach Österreich gekommen, 
in Hilfsjobs gearbeitet, irgendwann ge-
schafft, einen Stand zu übernehmen, 
nun wirtschaftlich auf eigenen Beinen 
stehen, potenzielle Arbeitgeber*innen 
sein. Eigentlich genau das, was gemein-
hin unter Integration erwartet und ge-
fordert wird.
Dennoch gibt es auch Probleme. Stand-
betreiber*innen, die anonym bleiben 

Im Park am Yppenplatz sollen 
bis Sommer mehr Lichtquellen 

installiert und Awareness-Teams 
eingesetzt werden.

Brunnenmarkt als Gewalt-Hotspot? Auf einem Video, das Mahrer teilte, war eine Rangelei zu sehen, 

die er als „Massenschlägerei“ bezeichnete. Die Polizei konnte das nicht bestätigen. 
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„Wir beobachten seit einem Jahr immer 
schärfere Maßnahmen und Repressio-
nen“, sagt Sophie Scheytt, Expertin für 
Asylpolitik bei Amnesty International 

in Deutschland. „Einerseits geht es ge-
gen Geflüchtete selbst, andererseits ge-
gen Menschenrechtsverteidiger*innen.“ 
Die Schritte reichen von Einschüchte-

rungsversuchen und Drohungen über 
strafrechtliche Verfolgung bis hin zu 
administrativen Beschränkungen. Zu-
dem würden immer neuen Regeln für 
die Arbeit von NGOs aufgestellt, so  
Scheytt. Was hier passiert, ist aus ihrer 
Sicht klar: „Es geht um die Kriminalisie-
rung von Solidarität und darum, Men-
schen von der Flucht abzuhalten – mit 
tödlichen Konsequenzen.“
Im heurigen Jahr starben bisher bereits 
so viele Menschen im Mittelmeer wie 
seit 2017 nicht mehr: Die International 
Organisation for Migration (IOM) un-

F reitag, der 13. Jänner 2023 war 
für Seán Binder und Sarah Mar-
dini ein glücklicher Tag – oder 

zumindest kein allzu schlimmer. Die 
Seenotretter*innen standen an diesem 
Tag auf der griechischen Insel Lesbos 
vor Gericht. Nach vier Jahren der Er-
mittlungen und Prozesse und mehr als 
100 Tagen in Untersuchungshaft für Bin-
der und Mardini entschied das Gericht, 
das Verfahren wegen Spionage gegen 
insgesamt 24 Flüchtlingshelfer*innen 
einzustellen. Der Grund: Verfahrens-
fehler. Justizunterlagen seien für die An-
geklagten nicht übersetzt und nicht zu-
gänglich gemacht worden. 
Doch vorbei ist es für Binder und Mar-
dini noch lange nicht. Noch immer wird 
gegen sie ermittelt, die Liste der Vorwür-
fe ist lang: Die griechische Staatsanwalt-
schaft wirft ihnen Menschenhandel, 
Geldwäsche, Betrug und die unrechtmä-
ßige Nutzung von Funkfrequenzen vor. 
Ermittelt wird gegen Binder und Mardi-
ni auch noch wegen der Mitgliedschaft 
in einer kriminellen Vereinigung und 
Beihilfe zur illegalen Einreise. Wann die 
Verfahren fortgeführt werden, ist offen.  
„Wenn es so weitergeht, dauert das noch 
50 Jahre“, sagte Binder nach dem vorläu-
fig geplatzten Prozess. 

KRIMINALISIERUNG

Seenotrettung im Visier?
Seenotretter*innen stehen wegen Spionage, Menschenhandel, Geldwäsche in EU-Staaten 

vor Gericht. Amnesty International zeigt sich besorgt über die zunehmende Kriminalisierung 

von Hilfsverbänden. Was steht hinter diesen Entwicklungen? Für den Menschenrechtsexper-

ten Manfred Nowak steht fest: „Man muss den Menschen die Möglichkeit geben, legal zu 

flüchten.“

TEXT: ANDREAS BACHMANN

Gerettete Menschen auf der Iuventa, 29.07.2016.  Seenotretter*innen haben im Mittelmeer bis heute 

zahlreiche Leben gerettet. Heuer ertranken bereits so viele Menschen wie seit 2017 nicht mehr.

„Wir beobachten seit einem Jahr 
immer schärfere Maßnahmen

und Repressionen“, sagt Sophie 
Scheytt von AI.

Fo
to

: 
a

d
o

b
e

 s
to

ck
/
R

id
o

 



MO 71/Welt 

26

der den Fall aufarbeitete, ermitteln die 
griechischen Behörden. Was ihm vor-
geworfen wird? „Es geht offenbar da-
rum, dass er Kontakt mit Schleppern 
hatte und Beihilfe zur illegalen Mig-
ration geleistet habe“, sagt Erik Mar-
quardt. Der EU-Abgeordnete von den 
deutschen Grünen kritisiert seit Jah-
ren, wie die EU-Länder an ihren Au-
ßengrenzen mit Geflüchteten umgehen 
und Seenotretter*innen kriminalisieren. 
Je genauer Marquardt den Fall Olsen 
betrachtet, desto absurder wird es, was 
dem Aktivisten vorgeworfen wird. „Die 
Schlepper haben Olsen angerufen und 

ihn über Boote informiert, die auf dem 
Meer sind.“ Olsens Nummer steht auf 
der Website von Aegean Boat Report, 
jede*r kann ihn anrufen. „Dafür kann 
man ihn schlecht bestrafen“, sagt Mar-
quardt. Und: „Schlepper rufen auch die 
griechische Seenotrettungsleitstelle an, 
wenn Boote unterwegs sind.“ Bei Olsen 
soll strafbar sein, womit griechische Be-
hörden ebenfalls konfrontiert sind. 
Auch im Verfahren gegen Binder und 
Mardini „hat es die Staatsanwaltschaft 
noch nicht geschafft, ernsthafte Beweise 
vorzulegen. Da steckt nicht viel dahin-
ter“, ist Marquardt überzeugt. Der Vor-
wurf der Mitgliedschaft in einer krimi-
nellen Vereinigung etwa beruhe darauf, 
dass Binder in verschiedenen Whats-
App-Gruppen sei. „Man versucht of-
fenbar, ein Exempel zu statuieren“, sagt 
Marquardt. Dass die Verfahren so lan-
ge dauern und immer mehr davon ge-
gen Binder, Mardini und weitere Seenot-
retter*innen eingeleitet werden, habe 
Gründe: „Die Verfahren werden so lange 
verschoben, bis es kein öffentliches Inte-
resse mehr daran gibt“, sagt Marquardt. 
Und je mehr Verfahren angestrengt wür-
den, „desto mehr Leute glauben: Viel-
leicht ist ja doch etwas im Busch.“

ter dem Dach der Vereinten Nationen 
registrierte bis März dieses Jahres be-
reits 441 Tote. Die wahre Zahl der To-
ten auf der gefährlichsten Fluchtroute 
der Welt ist noch höher. Viele Menschen 
ertrinken auf hoher See, ohne dass es je-
mand bemerkt. Amnesty International 
wirft den EU-Ländern vor, an ihren Au-
ßengrenzen Geflüchtete zu schlagen, zu 
treten, einzusperren und rechtswidrig 
zurückzuführen. 

Illegale Pushbacks die Regel?

Der Völkerrechts- und Menschen-
rechtsexperte Manfred Nowak von der 
Universität Wien beantwortet die Fra-
ge, ob die EU-Länder hier elementa-
re Menschenrechte missachten, sofort: 
„Ja, klar. Das macht Italien immer wie-
der, auch Spanien und auch Kroatien 
macht das an seiner Grenze ganz bru-
tal.“ Er verweist auf Urteile des Europä-
ischen Gerichtshof für Menschenrechte 
und die Europäische Menschenrechts-
konvention. „Wenn ich als Staat Leute 
ohne Verfahren zurückschicke, wenn 
ich Pushbacks mache, dann ist das ge-
nerell verboten“, so Nowak. 
Die Organisation Aegean Boat Re-
port dokumentierte Ende März den 
Fall eines mutmaßlichen Pushbacks in 
griechischen Gewässern. Ein Flücht-
lingsboot mit 59 Personen sei von der 
griechischen Küstenwache in türkische 
Gewässer zurückgedrängt worden. 
Gegen den Norweger Tommy Olsen, Fo
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Erik Marquardt, EU-Abgeordneter: Man ver-

sucht, ein Exempel zu statuieren.

Sophie Scheytt, Amnesty Deutschland: Neue 

Gesetze erschweren die Arbeit der NGOs.

Mission Lifeline, aktiv im Mittelmeer. Die Devise der NGO: Menschen in Seenot zu retten ist nicht nur 

ein Gebot der Menschlichkeit. Es ist eine Pflicht, die im internationalen Seerecht verankert ist.
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Verschärfte Gesetze

Auch neue Gesetze erschweren die Ar-
beit von Seenotretter*innen. Deutsch-
land bringt derzeit eine neue Schiffssi-
cherheitsverordnung auf den Weg. Sie 
sieht strengere Regeln für Schiffe von 
Rettungsmissionen vor. Der Verein  
Resqship in Hamburg berichtete dem 
NDR von neuen Vorgaben: Ihr 20 Meter 
langer Motorsegler muss nun aufwen-
dig umgebaut werden. Die Kosten da-
für belaufen sich auf rund 100.000 Euro. 
Ein Betrag, der für den Hilfsverein nicht 
zu stemmen ist. Die Konsequenz: Das 
Schiff kann nicht mehr ins Mittelmeer 
auslaufen. Der Verdacht überzogener 
Forderungen liegt nahe. „Die Seenot-
rettung ist seit vielen Jahren unfallfrei“, 
kommentiert Sophie Scheytt die ver-
meintlich notwendigen neuen Sicher-
heitsregeln. Amnesty hat mittlerwei-
le das von der FDP geführte deutsche 
Verkehrsministerium aufgefordert, die 
Verordnung nachzubessern, um sicher-
zustellen, dass sie dem Koalitionsvertrag 
entspricht und die zivile Seenotrettung 
nicht behindert.
Dass die neue Regelung Rettungsmis-
sionen erschweren würde, dahinter 
vermutet Scheytt keinen Zufall. „Ich 
formuliere es mal so: Der Bundesregie-
rung sind die möglichen Auswirkun-
gen auf die Arbeit von Rettungsorgani-
sationen ganz bewusst.“ In den immer 
schärferen gesetzlichen Regelungen sieht  
Scheytt eines der vielen Gesichter der 
„Kriminalisierung von Solidarität“. Die 
Diskussionen über die Rolle von NGOs 
bei der Rettung geflüchteter Menschen 
im Mittelmeer nimmt sie „generell als 
verroht wahr“. Aktivist*innen würden 
mit populistischen und haltlosen Vor-
würfen überzogen. „Kriminalisierung 
fängt mit Diffamierung an“, so Scheytt.
Die griechische Küstenwache sprach 
jüngst in einem Bericht im Standard 
von 367 Menschen, die im vergange-
nen Jahr vor den Küsten des Landes er-
trunken seien. In Italien seien es 1.362 
Menschen gewesen. Während Grie-
chenland generell keine Rettungsschif-

fe mehr in seinen Gewässern zulässt, 
legten in Italien regelmäßig Boote von 
Seenotretter*innen an. Die höhere Zahl 
der Toten dort, sieht Griechenland als 
Beleg dafür, dass NGOs mit Ihren Ret-
tungsaktionen Menschenleben gefähr-
deten. Eine These, die aus Sicht von Am-
nesty International nicht haltbar ist: „Es 
gibt keinen Zusammenhang zwischen 
der Zahl der Abfahrten von Schutzsu-
chenden und der Präsenz von Rettungs-
schiffen“, sagt Scheytt. 

Das sehe man auch jetzt wieder: „Auf-
grund eines neuen italienischen Geset-
zes müssen Schiffe der zivilen Seenot-
rettung nach nur einer Rettung sofort 
italienische Häfen ansteuern und sind 
deshalb eine kürzere Zeit im Such- und 
Rettungsgebiet unterwegs.“ Dennoch 
steigt die Zahl der Bootsflüchtlinge auf 
dem Mittelmeer. Das bestätigt auch 
Marquardt: „Sogar die Rechtspopulis-
ten in Italien merken, dass die Präsenz 
der Seenotrettung im Mittelmeer keinen 
Einfluss auf die Abfahrten in Tunesien, 
Libyen oder Ägypten hat. Es kommen 
viel mehr Leute, obwohl man jahrelang 
versucht hat, Seenotrettung zu behin-
dern.“ Nachsatz von Marquardt: „Eu-

„EU-Länder missachten 
elementare Menschenrechte. 

Aber irgendwann reicht es auch.“
Manfred Nowak 

ropa müsste sich eigentlich für die letz-
ten Jahre schämen.“
Wissenschaftliche Untersuchungen, 
etwa der juristischen Fakultät der Uni-
versität Oxford oder des European Uni-
versity Institute bei Florenz, kamen 
zum Schluss: Ob sich mehr oder we-
niger Flüchtlinge auf den gefährlichen 
Weg übers Mittelmeer machen, hänge 
nicht davon ab, ob dort Rettungsschif-
fe unterwegs sind. „Es ist wissenschaft-
lich, politisch und moralisch falsch, so 
zu argumentieren“, sagt Sophie Scheytt.  
Menschen im Mittelmeer sich selbst zu 
überlassen, „ist kein Mittel, sie davon 
abzuhalten, in Boote zu steigen“. Da-
für bräuchte es sichere und legale Zu-
gangswege für Schutzsuchende. Seenot-
rettung sei eine staatliche Pflicht. „Die 
NGOs springen ein, wo Staaten versa-
gen.“ 
Die Sprache und Gesetzgebung gegen 
Geflüchtete und Aktivist*innen „wird 
immer unmenschlicher“, sagt Manfred 
Nowak. „Und jetzt kriminalisieren wir 
diese Arbeit auch noch, indem wir sa-
gen: Ihr seid eigentlich Mittäter von kri-
minellen Organisationen.“ Nowak warnt 
davor, die Schraube noch weiter fest-
zuziehen: „Irgendwann reicht es auch. 
Denn was soll der nächste Schritt sein?“ 
Damit weniger Menschen im Mittelmeer 
ertrinken, brauche es vor allem eines: 
„Man muss den Menschen die Möglich-
keit geben, legal zu flüchten.“

Sea-Watch: Am 23.7. 2022 rettet die NGO im Mittelmeer von einem Boot 120 Menschen, die 

in Seenot geraten sind.



MO 71/Welt 

28

Obmann Norbert Steger. Dieser wollte 
in den 1980er-Jahren die FPÖ von „Kel-
lernazis“ befreien, sprich von Personen, 
die zwar nicht unbedingt öffentlich na-
tionalsozialistisches Gedankengut ver-
traten, diesem aber privat nahestanden 
bzw. ein ambivalentes Verhältnis dazu 
hatten. Karikaturist Manfred Deix fer-
tigte dazu ein satirisches Bild an, das die 

gähnende Leere in der FPÖ zeigt, nach-
dem Steger alle Nazis aus der Partei hi-
nauskomplimentiert hatte.

Europäischer Gerichtshof entschied 
Im Jahr 1995 griff der Journalist Hans-
Henning Scharsach im Magazin „News“ 
den „Kellernazi“-Begriff auf und wand-
te ihn auf die FPÖ-Politikerin Barbara 

„D ie FPÖ Niederösterreich ist 
aufgrund ihrer Mandatare, 
die mehr oder weniger fast 

alle Kellernazis sind, eine ganz speziel-
le“, sagte der Präsident der Israelitischen 
Kultusgemeinde, Oskar Deutsch, weni-
ge Tage vor der Angelobung der nieder-
österreichischen Landesregierung. Die 
niederösterreichische FPÖ wies den 
„Kellernazi“-Vorwurf umgehend zu-
rück, drohte aber nicht mit einer Kla-
ge. Erst als Vizekanzler Werner Kog-
ler die FPÖ-Landesgruppe und ihren 
Obmann Udo Landbauer erneut mit 
dem Vorwurf, „Kellernazis“ zu sein, in 
Verbindung brachte, war plötzlich von 
rechtlichen Schritten die Rede. Land-
bauer sagte, er finde die „Kellernazi“-
Vorwürfe gegen ihn „widerlich“ und er 
hätte „gute Lust“ dagegen vorzugehen. 
Doch woher kommt der „Kellernazi“-
Begriff überhaupt und wie wahrschein-
lich ist es, dass Landbauer tatsächlich 
rechtliche Schritte ergreifen wird? 
Der Begriff „Kellernazi“ kursiert 
schon seit längerem in der österrei- 
chischen Politik. Kreiert wurde er über-
raschenderweise nicht von Gegnern der 
FPÖ, sondern vom ehemaligen FPÖ-

Die FPÖ Niederösterreich provoziert immer wieder mit extremen Positionen. 2018 konstatierte 

Landesrat Waldhäusl, es gebe zu viele „Hunde mit Migrationshintergrund“ in Österreich.

RECHTSEXTREMISMUS

Udo Landbauer ein „Kellernazi“? 
Die FPÖ kündigte nach der Angelobung der niederösterreichischen Landesregierung Klagen 

gegen den Begriff „Kellernazi“ an. Doch diese Ankündigung steht auf wackeligen Beinen.

KOMMENTAR: ALEXANDER POLLAK
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2017 verspottete die FPÖ Landeshauptfrau Mikl-Leiter als „Moslem-Mama“. 2023 ist sie mit der 

selben Partei eine Regierungskoalition eingegangen.

seiner Ankündigung, erst gar nicht ver-
suchen wird.  

Tabubruch

Sicher ist, dass Niederösterreichs Lan-
deshauptfrau Mikl-Leitner einen Ta-
bubruch begangen hat, als sie mit 
Landbauer einen Pakt schloss. Denn 
Landbauer ist in seiner FPÖ-Landes-
gruppe kein Einzelfall. Rund um ihn 
tummeln sich Funktionäre und Manda-
tare, die in der Vergangenheit den Hit-
lergruß gezeigt, sich im Umfeld des Alt-
Neonazis Gottfried Küssel bewegt, ein 
Näheverhältnis zu den radikal rechtsex-
tremen „Identitären“ gepflegt oder ras-
sistische Aussagen getätigt haben. Jetzt 
sind diese Personen aufgrund der FPÖ-
Wahlzugewinne, aber auch und insbe-
sondere aufgrund des Paktes mit der 
niederösterreichischen ÖVP mit er-
heblicher politischer Macht ausgestattet. 

Signalwirkung

Die Signalwirkung für andere Bundes-
länder sowie für die Bundespolitik ist 
unübersehbar. Inzwischen ist Salzburgs 
Landeshauptmann Wilfried Haslauer 
dem Beispiel von Johanna Mikl-Leit-
ner gefolgt und hat erstmals in seinem 
Bundesland eine Koalition mit der FPÖ 
geschlossen. 

Proteste aus Kultur

Widerstand gegen die Abkommen mit 
der extremen Rechten kommt von Kul-
turschaffenden. Die „Akademie des 
Österreichischen Films“ hat sich als 
Reaktion darauf aus Niederösterreich 
zurückgezogen. Sie besteht aus 550 re-
nommierten Persönlichkeiten der Film-
branche und hat in den vergangenen 
Jahren u.a. in Schloss Grafenegg den 
Österreichischen Filmpreis vergeben. 
Auch die IG Autorinnen Autoren hat 
bekanntgegeben, bis auf weiteres an 
keinen Repräsentationsveranstaltungen 
des Landes Niederösterreich mehr teil-
zunehmen. Die Zeit zu feiern sei vorbei.

Rosenkranz an. Sie klagte und Schar-
sach wurde in Österreich gerichtlich 
verurteilt. Doch der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte hob das 
Urteil auf, weil es sich, so das Gericht, 
um ein zulässiges, weil tatsachenge-
stütztes Werturteil gehandelt habe. Im 
Jahr 2009 richtete der damalige Präsi-
dent der Israelitischen Kultusgemeinde, 
Ariel Muzicant, die Webseite „Kellerna-
zis in der FPÖ“ ein, auf der eine Reihe 
an ehemaligen und aktiven FPÖ-Politi-
kern genannt wurden. Die Webseite ist 
noch immer online.

Die „alten Werte“

Zurück zu den aktuellen „Kellernazi“-
Vorwürfen gegen Udo Landbauer. Was 
ist über sein Verhältnis zu nationalso-
zialistischem Gedankengut bekannt? 
Öffentlich betont Landbauer, dass er 
„mit antisemitischem und nationalso-
zialistischem Gedankengut nichts am 
Hut“ habe. Doch belegt ist, dass Land-
bauer noch im Jahr 2011 antisemitische 
Kreise, die mit Holocaustleugnern und 
Neonazis sympathisiert haben, bejubelt 
hat. Wörtlich hat Landbauer in einem 
Schreiben aus Anlass des 60-jährigen 
Jubiläums der rechtsextremen „Aula“ 
die „alten Werte“ des zutiefst antisemi-

tischen und rassistischen Magazins ge-
priesen. Landbauer hat zudem in der 
„Aula“, also im Umfeld von Neonazi-
sympathisanten, für ein Liederbuch ge-
worben, das laut Rechtsextremismus-
experten eindeutiges Nazi-Liedgut 
enthielt. Darüber hinaus war Landbauer 
Mitglied der rechtsextremen Burschen-
schaft „Germania zu Wiener Neustadt“, 
der ein wüst-antisemitisches Lieder-
buch mit der Textzeile „Gebt Gas, ihr 
alten Germanen, wir schaffen die siebte 
Million“ (in Anspielung auf die 6 Milli-

onen vom Nazi-Regime ermordeten Jü-
dinnen und Juden) zugeordnet wurde. 
Landbauer bestritt, dieses Liederbuch 
gekannt zu haben. Landbauer ist darü-
ber hinaus auch mitverantwortlich für 
zahlreiche rassistische Kampagnen, die 
die FPÖ und auch er persönlich in den 
vergangenen Jahren betrieben haben.
Ob Landbauer mit dieser Biografie er-
folgreich gegen den Begriff „Kellerna-
zi“ klagen kann, ist wohl mehr als unge-
wiss. Gut möglich, dass er es, entgegen 

Udo Landbauer war 
Mitglied der rechtsextremen

Burschenschaft 
„Germania zu Wiener Neustadt“.
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Sie sind vor drei Jahren aus dem 
Obersten Rat der Islamischen Glau-
bensgemeinschaft (IGGIÖ) ausge-
treten. Aus Protest gegen deren kon-
servative, patriarchale Ausrichtung. 
Mittlerweile haben Sie ein Buch über 
Ihre Erfahrungen geschrieben und 
einen Verein gegründet, der liberale 
Kräfte in der Community stärken soll. 
Auf wen zählen Sie, wird das mithil-
fe einer jungen Generation gelingen?
Die Jungen, die in Österreich geboren 
sind, haben hier alle Möglichkeiten, 
auch solche, die in den Herkunftslän-
dern ihrer Eltern nicht existieren. Sie be-
herrschen die Sprache sehr gut, sie ha-
ben Bildung und trotzdem machen sie 
konservativ weiter. Aber eine Mehrheit 
der Muslime ist weltoffen, liberal, ihr 
Problem ist nur: Sie sind nicht organi-
siert. Ihre Stimme hört man nicht. Und 
sie trauen sich auch nicht, sich zu Wort 
zu melden, weil wenn man kein Kopf-
tuch trägt, ist man schon eine schlech-
te Muslimin. Oder, je nach Religions-
verständnis, sogar gar keine Muslimin 
mehr. Da wird es schon schwer, sich zu 
äußern. Ich bin eine der wenigen, die 
sich zu Wort melden kann, weil ich 
mich mit der Lehre sehr gut auskenne. 
Öffentliche Kritik gibt es deshalb nicht, 

Fatma Akay-Türker, promovierte Historikerin und Ex-Islamlehrerin, legte nach vielen Jahren das 

Kopftuch ab. Sie möchte im Einklang mit der islamischen Lehre eine liberale Alternative bieten.

ALTERNATIVE

„Ich bin glücklich. Ich bin frei.  
Das wünsche ich allen Frauen.“
Seit Fatma Akay-Türker vor drei Jahren aus dem Obersten Rat der Islamischen Glaubens- 

gemeinschaft ausgetreten ist, arbeitet sie daran, eine Alternative gegen die patriarchale  

Ausrichtung der IGGIÖ aufzubauen, wie sie erzählt. Mit ihrem „Verein Muslimische Frauen-

gesellschaft in Österreich“ möchte die Historikerin die Teilhabe von Frauen stärken.

INTERVIEW: ALEXANDER POLLAK, GUNNAR LANDSGESELL  

FOTOS: MAGDALENA BLASZCZUK
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aber in den Milli Görüs-Moscheen wird 
schon Propaganda gegen mich gemacht, 
weil sie meinen, dass ich auf einem Irr-
weg bin. 

Macht Ihnen das Sorgen?
Nein, im Gegenteil. Und ich sehe auch 
eine Verpflichtung bei mir, umso mehr, 
als ich als Religionslehrerin jahrelang ein 
traditionelles Islam-Verständnis unter-
richtet habe. Eine meiner Schülerinnen 
hatte mich einmal gefragt: „Frau Profes-
sor, ist das Kopftuch für Frauen Pflicht?“ 
„Natürlich“, habe ich geantwortet – wir 
kannten ja keine andere Sichtweise. Und 
die Schülerin weiter: „Ist es für Männer 
Pflicht, sich traditionell zu kleiden?“ 
„Nein“, sagte ich. Da meinte sie: „Das ist 
doch ungerecht.“ Damit hatte sie recht, 
denn wenn es darum geht, was im Is-
lam erlaubt ist, geht es immer nur um 
Frauen. Und Männer entscheiden das. 
Über Männer spricht man gar nicht. 
Deshalb muss man ganz stark trennen: 
Was steht tatsächlich im Koran, und was 
wurde dem von Männern an patriarcha-
len Auslegungen hinzugefügt. 

Ihre Kritik an diesen Verhältnissen ist 
deutlich geworden, haben Sie das Ge-
fühl, sie wird gehört?
Gehört wird sie schon, aber das ändert 
nichts. Wenn wir etwas ändern wol-
len, müssen wir eine Alternative an-
bieten, deshalb habe ich einen Verein 
gegründet. Denn man kann den Islam 
sehr wohl anders auslegen: Es gibt Men-
schenrechte im Islam, es gibt Gleichbe-
rechtigung, es gibt Gerechtigkeit und 
Demokratie im Islam. Das lässt sich 
alles mit dem Koran belegen. Deshalb 
müssen wir eine Alternative anbieten.

Hat sich die österreichische Politik 
bei Ihnen gemeldet, zum Beispiel die 
Frauenministerin?
Die Frauenministerin habe ich zum 
ersten Mal am 17. April bei der Veran-
staltung des Ministeriums zum Fasten-
brechen gesehen. Ich habe ihr meine Vi-
sitenkarte gegeben und gesagt, dass wir 

die Muslimische Frauengesellschaft ge-
gründet haben. Aber sie hat sich bei mir 
nicht mehr gemeldet. 

Fühlen Sie sich von der österreichi-
schen Politik gut vertreten?
Nein, überhaupt nicht. Aber ich finde, 
man muss immer mit Kritik an der eige-
nen Person beginnen, dann erst folgt die 
Kritik an der Gesellschaft, in der man 
lebt. Ich werde öfters gefragt, warum 

ich immer Muslime kritisiere und nicht 
Christen oder Juden. Ich habe geantwor-
tet, ich fühle mich für die muslimische 
Community verantwortlich. Darüber 
habe ich auch mein Buch geschrieben. 
Mir ist aber wichtig zu betonen, dass ich 
meine Kritik an der patriarchal gepräg-
ten muslimischen Community nach den 
Gesichtspunkten der islamischen Leh-
re verfasst habe. Das ist mir sehr wich-
tig, weil ich mich nicht von rechter oder 
rechtsextremer Seite vereinnahmen las-
sen möchte, während ich Fundamenta-
lismus, Radikalismus und Faschismus in 
den eigenen Reihen kritisiere. Wir brau-

chen keine Rassisten, die sich als Islam-
kritiker aufspielen. Die Meinungen, dass 
der Islam eine frauenfeindliche und ge-
waltverherrlichende Religion ist, kennen 
wir zur Genüge.

Für Sebastian Kurz war ein wichtiges 
Thema das Kopftuch: Die ÖVP hatte 
ein Kopftuchverbot für den Kinder-
garten, für die Pflichtschule und für 
Lehrerinnen gefordert. Können Sie 
dem etwas abgewinnen?
Ich hatte ihm damals auf Twitter ge-
antwortet: Bisher habt Ihr gesagt, dass 
Frauen im Islam unterdrückt werden. 
Sobald aber kopftuchtragende Frau-
en sichtbar werden, fangt Ihr mit der 
Diskriminierung an. Ich habe, damals, 
2017, geschrieben: Wenn dieses Kopf-
tuchverbot kommt, dann werde ich Ös-
terreich verlassen. Ich bin überzeugt da-
von, dass man mit einer Verbotspolitik 
nicht weiterkommt. Verbote bewirken 
vor allem Gegenwind. Es geht nur mit 
Bildung, mit Aufklärung. Jeder und jede 
soll selbst entscheiden, wie er oder sie 
sich anziehen möchte. Meinungs- und 
Glaubensfreiheit ist in einem demokra-
tischen Rechtsstaat wie Österreich ein 
hohes Gut. Das muss verteidigt werden. 

Sie hatten in einem Interview einmal 
gemeint, die Kopftuchdebatte ginge 
Ihnen auf die Nerven. Zugleich sagen 
Sie aber auch, das Kopftuch sei eine 
hochpolitische Angelegenheit. Ist es 
dann nicht wichtig, darüber Debat-
ten zu führen?
Natürlich! Ich meinte nur, ich möch-
te nicht ausschließlich über das Kopf-
tuch sprechen. Und ich möchte nicht, 
dass Frauen nur auf das Kopftuch re-
duziert werden. Die Männer sollen auf 
sich selbst schauen. Das habe ich auch 
in meinem Buch geschrieben: Wenn es 
um Männer geht, dann funktioniert es 
wunderbar, den Propheten vom 7. Jahr-
hundert ins 21. Jahrhundert zu projizie-
ren. Aber wenn es um Frauen geht, dann 
bleibt Aischa (Ehefrau Mohammeds, 
Anm.) im 7. Jahrhundert. Wenn wir also 

Man kann den Islam sehr wohl 
anders auslegen. Es gibt

Menschenrechte im Islam, Gleich-
berechtigung und Demokratie.

Stichwort Kopftuch: Mit einer Verbotspolitik 

kommt man nicht weiter. 
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laden, und dass ihnen das Mitsprache-
recht in religiösen Angelegenheiten ab-
gesprochen wird. Die Lehre daraus ist: 
Religion kann nur in Freiheit entstehen. 
Wenn sich jemand unter Druck fühlt, 
kann daraus auch kein Glaube entste-
hen. Das ist das Dilemma, ich habe das 
selbst 28 Jahre lang in Österreich erlebt. 

Sie selbst sind auf einem Ticket der 
Türkischen Föderation in den Obers-
ten Rat gewählt worden, das ist eine 
Vorfeldorganisation der MHP, eine 
rechtsextreme türkische Partei, auch 
bekannt als „Graue Wölfe“. Wie sehen 
Sie das heute?
Wäre ich politisch nicht so desinteres-
siert gewesen, hätte ich mich niemals 
von der Türkischen Föderation in den 
Obersten Rat der IGGÖ entsenden las-
sen. Ich bin mit 13 Jahren nach Öster-
reich gekommen und wurde mit 17 Jah-
ren verheiratet. Das heißt aber, dass ich 
mich in Österreich ganz anders weiter-
entwickelt und gebildet habe als meine 
Eltern. Ich habe ab meinem 15. Lebens-
jahr gearbeitet, später habe ich studiert, 
habe parallel zu meinem ersten Dokto-
ratsstudium mit meinem zweiten be-
gonnen. Ich habe vier Kinder, habe sie 
an den Wochenenden öfters zu meinen 
Eltern gebracht, um durchzulernen. Au-
ßerdem war ich ein paar Jahre lang Stu-
dienrichtungsvertreterin. Schon deshalb 
hatte ich nie Zeit, mich auch noch bei 

einem Moschee-Verein oder einer po-
litischen Vereinigung zu engagieren. 
Trotzdem sind über die Jahre viele Leu-
te auch mich aufmerksam geworden. Es 
hat Angebote von verschiedenen Sei-
ten gegeben, auch aus der Türkei oder 
aus Deutschland. Aber Politik hat mich 
nicht interessiert. Mein Credo war: zu-
erst Bildung. Es sollen die sprechen, die 
Wissen und Kompetenzen haben. 

Was bedeutet das konkret?
Ich habe begonnen, mich kritisch und 
intensiv mit dem Koran auseinander-
zusetzen. Selbst auf dem Weg in den 
Unterricht an Schulen in Mistelbach, 
in Stockerau oder Bruck an der Leit-
ha habe ich Koranexegesen gehört. Als 
ich 2018 meine erste Dissertation in der 
Türkei abgegeben habe, war ich voll-
kommen erschöpft, total fertig. Am glei-
chen Tag erhielt ich den Anruf von der 
Türkischen Föderation, man wolle mich 
in den Obersten Rat der IGGÖ schi-
cken. Ich hatte zuerst abgelehnt, aber ir-
gendwie erschien es mir doch als Wink 
des Himmels, dass diese Anfrage genau 
zu diesem Zeitpunkt kam. Schließlich 
kommt mit dem Wissen auch Verant-
wortung. Daher ließ ich mich überre-
den, als einzige Frau in den Obersten 
Rat zu gehen. Mit meinem Studium 
dachte ich, okay, ich kann hier inhaltlich 
etwas beitragen. Ich erinnere mich, dass 
ich den Vorsitzenden der IGGÖ, Ümit 

vom Islam sprechen, sprechen wir fast 
immer von männlich geprägter Tradi-
tion. Ich habe Männer gefragt: Warum 
zieht Ihr euch nicht auch wie der Pro-
phet an? Sie sagen: „Es spricht nichts da-
gegen, dass wir uns in dem Kulturkreis 
anpassen, wo wir leben.“ Okay! Wenn 
alle Gebote und Verbote im Islam für 
beide Geschlechter gleichermaßen gel-
ten, dann sollte nichts dagegensprechen, 
dass auch die Frauen sich anpassen, 
noch dazu, wo uns das Kopftuch ganz 
besonders zur Zielscheibe rassistischer 
Angriffe macht. Ganz grundsätzlich 
denke ich, wenn wir ein demokratisches 
Selbstverständnis und freie Selbstentfal-
tung ohne Rassismus und Patriarchat er-
reicht hätten, dann hätten wir solche De-
batten nicht nötig, weder in Österreich 
noch in der muslimischen Community. 
Deshalb bin ich gegen eine Verbotspo-
litik. Mit Aufklärung kann man Proble-
me sehr gut lösen.

Als Sie Ihre Töchter das erste Mal ohne 
Kopftuch zur Schule gebracht haben, 
haben sich diese sehr gefreut. Haben 
Sie das erwartet?
Das fand ich erstaunlich, das hatte ich 
nicht erwartet. Immerhin sind das mei-
ne Töchter, die ich erzogen habe. Es gab 
aber auch noch eine andere interessan-
te Reaktion. Bevor ich für die FM4-Sen-
dung „Hinterzimmer“ ein Interview ge-
geben habe, meinte meine achtjährige 
Tochter: „Mama, kannst du sagen, du 
hast das Kopftuch abgelegt, weil dei-
ne Töchter das wollten?“ Mir ist damit 
klar geworden, dass sie sich auch unter 
Druck gefühlt hatten. Ihre Mutter war 
meistens die Einzige, die Kopftuch trug, 
und war deswegen besonders auffällig. 
Ich beobachte, dass sowohl konserva-
tive als auch säkulare Musliminnen in 
Österreich nicht glücklich sind. Frau-
en, die ein Kopftuch tragen, macht es 
unglücklich, dass sie im Alltag und im 
Arbeitsleben diskriminiert werden. Sä-
kulare Musliminnen wiederum macht 
unglücklich, dass ihnen vermittelt wird, 
sie hätten eine große Schuld auf sich ge-

Wenn es darum geht, was im Islam erlaubt ist, geht es immer nur um Frauen. 

Und Männer entscheiden darüber.
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Es ist viel Unwissenheit im Spiel, weil der Koran auf Arabisch gelesen wird. Das heißt, viele 

verstehen die Sätze gar nicht. Sie wissen nicht, was ihnen vermittelt wird.

Vural, vorab auf das Image des Islam an-
gesprochen habe. Ob er interessiert sei, 
das zu ändern. Als Alibi-Frau stünde ich 
nicht zur Verfügung. Er stimmte mir zu, 
aber schon nach wenigen Tagen war da-
von nichts mehr zu merken. Als ich im 
Lauf der Zeit zur Überzeugung kam, 
dass Reformen in der IGGÖ unmög-
lich sind, bin ich dann gegangen. Seither 
hatte ich auch keinen Kontakt mehr zur 
Türkischen Föderation. Schlimm genug, 
dass jemand seine Stimme erhoben hat. 
– Aber dass es eine Frau war, können sie 
noch immer nicht verkraften. Sie hat-
ten mich zuvor nicht gekannt. Ich wur-
de nicht durch die Türkische Föderation 
sozialisiert, in meiner Familie war das 
kein Thema. Ich habe die politischen 
Hintergründe erst später nach meinem 
Rücktritt im Rahmen meines weiteren 
Studiums recherchiert und erkannt, wie 
naiv ich war. Der Wahlmodus der Mit-
glieder in den Obersten Rat über Ver-
eine ist jedenfalls ein großes Problem.

Als Sie als Kind nach Österreich ge-
kommen sind, was hätte Ihnen damals 
geholfen, schon früher ein kritisches 
Bewusstsein gegenüber den patriar-
chalen Verhältnissen zu erlangen? 
Ich glaube, wenn sich jemand kritisch 
geäußert hätte, hätte das bei mir nicht 
gewirkt. Weil ich schon von Kindheit 
an sehr gläubig war und weil ich alles, 
was ich aufgrund meiner Erziehung ge-

macht habe, aus Liebe zu Gott gemacht 
habe. Da ist natürlich viel Unwissen-
heit im Spiel, weil der Koran auf Ara-
bisch gelesen wird. Das heißt, viele ver-
stehen die Sätze gar nicht – sie wissen 
nur, was ihnen darüber vermittelt wird. 
Mir ging es auch so, selbst als Religi-
onslehrerin. Man muss sich das so vor-
stellen, dass man ja als gute Muslimin 
den gesellschaftlichen Anforderungen 
entsprechen will. Deshalb habe ich auch 
geglaubt, dass diese ganze konservative 
Haltung im Sinne Gottes ist. Bis ich den 
Koran selbst sehr intensiv studiert und 
mein Doktoratsstudium gemacht habe. 
Ich hätte sicherlich eine andere Sicht-
weise des Islam gebraucht, von Leuten, 
die Muslim*innen und glaubwürdig 
sind und Gewicht haben. Das wünsche 
ich der nächsten Generation: Dass sie 
die Möglichkeit hat, etwas weiter und 
freier zu denken. 

Sie suchen für Ihren Verein Mitstrei-
terinnen. Ist es leicht, Frauen dafür zu 
begeistern?
Nein, viele Frauen haben Angst, dass 
sie diffamiert werden, oder einfach nur, 
dass sie sich nicht mehr zugehörig füh-
len können. Ich glaube, es ist der einzige 
Weg, eine Alternative anzubieten. Dabei 
ist aber wichtig, dass man sich nicht an-
greifbar macht: Ich möchte auch weiter-
hin auf Basis des Koran mit religiösen 
Argumenten agieren und eine Erneue-
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randin der Theologie. Sie hat neun Jahre als 

islamische Religionslehrerin an verschiedenen 

Schulen unterrichtet. Im Juni 2020 trat sie aus 

dem Obersten Rat der IGGIÖ zurück. 2021 er-
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rung bewirken. Alles andere würde die 
Tore dafür öffnen, dass man von rech-
ten Populisten vereinnahmt wird, des-
halb musste ich auch schon eine Frau 
aus dem Verein ausschließen. Das Gan-
ze ist leider ein schwieriger Weg. Es geht 
hier darum, ein gutes Verhältnis inner-
halb der Mehrheitsgesellschaft zu fin-
den, ohne sich zu assimilieren. Aber 
auch mehr Autonomie für Frauen und 
ein Selbstbild zu finden, das einem zeit-
gemäßen Verständnis der islamischen 
Lehre entspricht. Ich habe meine Wer-
te, in bin Österreicherin und gleichzei-
tig Muslimin. Ich kann sagen: Ich bin 
glücklich. Ich bin frei. Das wünsche ich 
allen Frauen.

Wollen Sie ein Vorbild für Frauen sein? 
Ja, und ich beobachte, wie glücklich die 
Frauen sind, wenn ich ihnen Argumen-
te liefere, die auf dem Koran basieren. 
Sowohl konservative als auch säkula-
re Frauen. Denn ihnen fehlt die Zeit, 
sich damit tiefgründig auseinanderzu-
setzen. Mit den Argumenten gewinnen 
sie an Selbstbewusstsein. Ich zeige ih-
nen, dass man sich nicht einschüchtern 
lassen muss. Wenn ein Imam sagt, man 
habe zu schweigen, dann sollte er das 
inhaltlich begründen. Wir müssen auf 
Augenhöhe miteinander sprechen, da-
für muss sich einiges ändern. 
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kunftszentrum der Stadt Wien. Fast 90 
Prozent waren Frauen. Zwei Drittel der 
Befragten gaben an, Kinder zu haben.

Geldfragen

Auch Alevtina Arzumanian packte we-
nige Tage nach Kriegsbeginn ihre Sa-
chen. Ihr Mann fuhr sie und die bei-
den Kinder zur Grenze, danach ging es 
weiter mit dem Zug. Am dritten März 

M it zwei Fingern klopft Ele-
na Volkova gegen die Glas-
scheibe. „Die Fenster haben 

gebebt, als die ersten Bomben gefallen 
sind“, erzählt sie. Knapp 40 Kilometer 
war ihre Heimatstadt Charkiw von der 
russischen Grenze entfernt. Die Bom-
ben schlugen am 24. Februar 2022 di-
rekt in Volkovas Hof ein. „Fast noch 
mehr als die Bomben, bin ich über die 
Reaktion meiner Kinder erschrocken“, 
erinnert sich die Ukrainerin, „sie stan-
den total unter Schock.“ Heute sitzt Ele-
na Volkova in einem Café im dritten 
Wiener Gemeindebezirk. Wenige Tage 
nach Kriegsbeginn machte sie sich mit 
ihren beiden Kindern, 9 und 15 Jahre 
alt, auf den Weg nach Österreich. „Hät-
te ich die beiden nicht, wäre ich dortge-
blieben“, sagt sie.
So wie Elena Volkova sind viele Ukraine- 
rinnen mit ihren Kindern oder anderen 
Angehörigen nach Österreich gekom-
men. Rund 52.000 Ukraine-Vertriebene 
sind derzeit in Österreich in der Grund-
versorgung, davon sind 32.000 privat 
untergebracht. Die Mehrheit der Ver-
triebenen dürfte Betreuungspflichten 
haben. Die Migrationsforscherin Judith 
Kohlenberger befragte mit ihrem Team 
zwischen März und Juni 2022 mehr als 
tausend Menschen im offiziellen An-

PERSPEKTIVEN

Alevtina, Elena und die anderen
Aus der Ukraine sind vorwiegend Frauen geflüchtet, viele von ihnen mit ihren Kindern. Nach 

einem Jahr in Österreich stehen sie weiterhin vor der Frage, wie sie ihren neuen Alltag mit 

Kinderbetreuung, Arbeit sowie leistbarem Wohnen allein meistern können.

PORTRÄT UND FOTOS: MILENA ÖSTERREICHER

2022 landeten sie in Wien. Die ersten 
Monate kam Arzumanian bei einer 
österreichischen Familie unter. Danach 
fand sie mithilfe einiger Telegram-
Gruppen eine eigene Wohnung. Dort 
zahlt die Ukrainerin die Betriebskos-
ten, derzeit rund 400 Euro im Monat. 
Im Rahmen der Grundversorgung be-
kommt die zweifache Mutter 550 Euro 
Verpflegungsgeld – 260 Euro für sie 
selbst, 145 Euro für jedes der minder-
jährigen Kinder. Die Caritas vergibt 270 
Euro Wohnzuschuss.
Zusätzlich arbeitet Arzumanian fünf 
Stunden pro Woche für den Verein 

 Rund 52.ooo Ukraine-Vertriebene sind derzeit in Österreich in der Grundversorgung, davon sind 

32.000 privat untergebracht. Ein Großteil der Geflüchteten ist hochqualifiziert.

„In der Ukraine hatte ich ein er-
folgreiches Studio, Freunde und

Familie. Jetzt bin ich nur noch 
Mutter.“ Elena Volkova
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werk aus Familie und Freund*innen, 
das einspringen kann, fehlt in den meis-
ten Fällen. 
In Judith Kohlenbergers Erhebung im 
vergangenen Jahr gab rund die Hälf-
te der befragten Frauen mit Kindern 
an, nur Teilzeit arbeiten zu wollen. Das 
bestätigt auch Alevtina Arzumanian: 
„Wenn du ganz allein mit deinen Kin-
dern hier bist, hast du weder Zeit, zu ar-
beiten noch dich irgendwann von allem 
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„Domivka“, der ukrainische Frauen 
und Kinder unterstützt. 270 Euro be-
kommt sie dafür monatlich. „Damit 
kommen wir derzeit über die Runden“, 
sagt die 34-Jährige. Ab Sommer muss 
sie jedoch Miete für die Wohnung zah-
len, wie viel weiß sie noch nicht. Viele 
private Unterkunftgeber*innen rechne-
ten nicht damit, dass ihre Wohnun-
gen so lange benötigt würden. Eigen-
bedarf und steigende Energiekosten 
lassen die Zahl der Privatunterkünfte 
schwinden. „Wir nehmen bereits den 
verstärkten Trend von privaten zu orga- 
nisierten Quartieren wahr“, bestätigt 
Christoph Riedl, Asyl- und Integra- 
tionsexperte der Diakonie. 

Plötzlich Alleinerzieherin

Eine Wohnung auf dem privaten Woh-
nungsmarkt können sich viele nicht 
(mehr) leisten. Besonders Mütter mit 
Kindern, die durch den Angriffskrieg 
gegen die Ukraine unfreiwillig zu Al-
leinerzieherinnen in einem fremden 
Land wurden, können dort kaum einer 
Vollzeitbeschäftigung nachgehen. Sie 
sind auf sich allein gestellt. Ein Netz-

zu erholen.“ In den Ferien, wie heuer zu 
Ostern, ist es besonders schwierig: „Da 
heißt es dann alleine Non-stop Kinder-
betreuung.“

Hochqualifizierte Mütter

Dabei hat die 34-Jährige gegenüber vie-
len ihrer Landsleute bei der Jobsuche 
einen Vorteil: Die Landessprache stellt 
die studierte Deutschlehrerin vor kei-
ne Probleme. Ein Großteil der geflüch-
teten Ukrainer*innen in Österreich 
ist hochqualifiziert. 80 Prozent der 
Ukrainer*innen gaben laut Kohlenber-
gers Untersuchung an, einen Univer-
sitätsabschluss zu haben – jede zweite 
davon einen Masterabschluss oder ein 
Doktorat. Doch die Sprache, die Aner-
kennung der Diplome und die ungewis-
se Aufenthaltsdauer erschweren die Job-
suche. 
Auch Elena Volkova besitzt zwei Uni-
Abschlüsse: Tanzpädagogik und Inter-
nationale Beziehungen. In der Ukrai-
ne führte die Choreografin ein eigenes 
Tanzstudio für zeitgenössischen Tanz. 
Viele ihrer ehemaligen Schützlinge tan-
zen heute auf internationalen Bühnen, 
etwa in Polen oder Frankreich. „Ich 
habe in der Ukraine ein erfolgreiches 
Studio geführt, meine Liebe zum Beruf 
gemacht, hatte viele Freunde, Familie 

Elena Volkova besitzt zwei Uni-Abschlüsse. In der Ukraine hatte sie ein eigenes Tanzstudio. Doch die 

Sprache und Anerkennung ihrer Diplome erschweren die Jobsuche. 

Alevtina Arzumanian flüchtete im März 2022 mit ihren beiden Kindern nach Wien. Derzeit kommt sie 

mit Grundversorgung und kleinem Job über die Runden. Ab Sommer fällt Miete für die Wohnung an.
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Perspektive auf Zeit

Vertriebene Ukrainer*innen haben ge-
mäß der EU-Massenzustrom-Richtlinie 
weiterhin temporären Schutz in Öster-
reich. Zuletzt wurde dieser bis März 
2024 verlängert. Er sichert Reisefrei-

heit innerhalb der EU und Grundver-
sorgungsleistungen, wie Verpflegungs-
geld, Unterkunft in einem organisierten 
Quartier oder Geldleistungen für pri-
vat untergebrachte Personen. Doch die 
zeitliche Befristung birgt Probleme. 
„Es ist schwierig, Mietverträge einzu-
gehen oder Ausbildungen zu starten“, 
sagt Christoph Riedl von der Diako-
nie. Auch Arbeitgeber*innen würden 
zögern, jemanden einzustellen, dessen 
Aufenthalt nicht dauerhaft gesichert ist.
Die EU-Massenzustrom-Richtlinie 
könnte ein weiteres Mal verlängert wer-
den, dann wäre der Maximalzeitraum 
von drei Jahren ausgereizt. Die Diakonie 
forderte daher im Februar ein eigenes 

und ein schönes Leben“, sagt Volkova, 
„jetzt bin ich ‚nur‘ noch Mutter.“ Im-
mer wieder drängen sich feine Tränen 
hervor, wenn sie über ihr altes Leben 
spricht. Zwischendurch wischt sie über 
ihr Handy, zeigt Fotos ihrer Kinder und 
Videos der Auftritte ihrer Tanzkompa-
nien. 
Wien gefalle ihr sehr gut, die Menschen 
seien freundlich und hilfsbereit. Mitt-
lerweile unterrichtet Elena Volkova drei 
Stunden pro Woche ukrainische Kinder 
in einer Tanzschule in Wien Favoriten. 
Sie habe viel mehr Anfragen von Kin-
dern und auch von Müttern, die gern 
tanzen würden. Doch ihr fehlt ein Raum 
zum Unterrichten. Ob sie ihre Zukunft 
in Österreich sieht? „Ich weiß es noch 
nicht“, sagt die Choreografin, „für mei-
ne Kinder wäre es wohl das Beste.“

Zukunft ungewiss

Die Ungewissheit ist eines der Themen, 
mit dem Ukrainer*innen zu Natalia  
Kyriukhina kommen. Die Psychologin, 
die selbst erst im Frühjahr vergangenen 
Jahres nach Österreich gekommen ist, 
betreute seit Mai 2022 rund 80 Men-
schen. Für den Verein T.I.W. arbeitet sie 
20 Stunden wöchentlich, er ermöglicht 
Ukrainer*innen kostenlose psycholo-
gische Betreuung. „Für die Kinder ist 
besonders die Schulsituation schwie-
rig“, berichtet Khyriukhina. Neue Spra-
che, neue Regeln, eine andere Mentali-
tät. Zudem besuchen viele der Kinder 
vormittags eine österreichische Schule, 
nachmittags nehmen sie online am Un-
terricht in der Ukraine teil. 
Die Erwachsenen kommen mit ver-
schiedenen Problemen zur Psycholo-
gin: traumatische Erfahrungen, emoti-
onale Belastung aufgrund der Distanz 
zu Partner*innen, Freund*innen und 
Familie, Schuldgefühle, die Heimat 
verlassen zu haben, Probleme mit der 
Wohnsituation und Jobsuche. „Die Un-
gewissheit, wie es für sie in Österreich 
weitergehen wird, belastet fast alle“, sagt 
Kyriukhina.

„Ukrainer*innen-Gesetz“. Ähnlich wur-
de es in den 1990er-Jahren bereits mit 
Vertriebenen aus Bosnien gehandhabt. 
„Die Geflüchteten aus der Ukraine 
sind eine besonders vulnerable Grup-
pe: Es sind vorwiegend Frauen, viele 
haben Betreuungspflichten, wir sehen 
auch einige Menschen mit Krankheiten 
oder Behinderungen“, führt Asylexperte 
Riedl aus. Solange sie allerdings in der 
Grundversorgung sind, hätten sie kei-
nen Anspruch auf Sozialhilfeleistun-
gen. „So viele tausend Menschen in der 
Grundversorgung unterzubringen, war 
am Anfang die einzig praktikable Lö-
sung“, sagt er. Doch ein Jahr später sei 
diese Unterbringungsform nicht mehr 
passend. Denn die Grundversorgung 
sei eigentlich für Asylwerber*innen in 
der Zeit ihres Verfahrens gedacht und 
erschwert die Jobsuche, etwa durch die 
damit verbundene Zuverdienstgrenze. 
Diese Grenze wurde nun in den meis-
ten Bundesländern für Ukrainer*innen 
angehoben, sodass von jedem Euro, der 
über einen Freibetrag von 110 Euro hi-
nausgeht, 35 Cent bei den Beschäftig-
ten verbleiben.

Statusänderung

Idealerweise sollten Ukrainer*innen ei-
nen Status ähnlich dem von anerkann-
ten Flüchtlingen bekommen, meint 
Christoph Riedl. Damit hätten sie auch 
Anspruch auf Sozialhilfe. Rechtlich 
wäre es möglich, allen Ukrainer*innen, 
die zu einem gewissen Stichtag in Ös-
terreich waren, automatisch den Flücht-
lingsstatus zuzusprechen. „Wenn 60.000 
Asylverfahren geführt werden müss-
ten, wäre das ein unheimlicher Verwal-
tungsaufwand, das kostet zu viel Zeit“, 
so Riedl. 
Diese Zeit sowie Gewissheit und Res-
sourcen brauchen Ukrainerinnen wie 
Alevtina oder Elena jedoch, um sich 
hierzulande ein Leben mit Perspekti-
ven aufzubauen. Auch für die Zukunft 
ihrer Kinder, die womöglich in Öster-
reich liegt. Fo
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Natalia Kyriukhina ist Psychologin, sie kam im 

Frühling 2022 nach Österreich. Seither betreute 

sie für den Verein T.I.W. rund 80 Menschen.

Es ist schwierig, mit ungewissem 
Aufenthalt Mietverträge ein-

zugehen oder Ausbildungen zu 
starten. Christoph Riedl, Diakonie
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der, die wir am Leibe haben, sind er-
schöpft und ramponiert. Wir sehen aus 
wie Bettler und Landstreicher und das 
sind wir auch. Als wir die Grenze nach 
Österreich überschritten haben – „Go 
along“ hatte ein amerikanischer Besat-
zungssoldat gesagt und mit dem Dau-
men Richtung Freilassing gezeigt – ist 
meine Mutter am Ende ihrer Kräfte an-
gelangt. 
Mein Vater läutet auf gut Glück an der 
Tür einer schönbrunnergelben Villa. 
Eine ältere Dame macht auf. Und sagt, 

mit unverkennbar baltischem Akzent:  
Kommen Sie herein, Sie sind willkom-
men! Diesen Satz und diesen Augenblick 
habe ich nie vergessen. Es war der Ein-
trittsmoment in ein neues Land, in ein 
neues Leben und eine Art gutes Omen 
für alles, was später kam. Wir durften in 
jenem gastlichen Haus damals duschen 
und ausruhen und bekamen etwas zu es-
sen, bevor wir wieder weiterzogen.
Flüchtlinge und Migranten – ein Wort, 
das damals noch nicht gebraucht wurde 
– gab es in den Jahren nach dem Welt-

M ai 1945. Ich bin dreizehn Jah-
re alt und mit meinen Eltern 
und meinem siebenjähri-

gen jüngsten Bruder auf dem Weg von 
Böhmen nach Österreich. Wir sind als 
Deutschsprachige (keine Deutschen, 
keine Tschechen, sondern, wie der Phi-
losoph Bernard Brentano sagte, als 
„Böhmen deutscher Zunge“) aus Prag 
vertrieben worden. Wir haben eine Zeit 
im Flüchtlingslager hinter uns und ei-
nen wochenlangen Fußmarsch durch 
Bayern. Wir haben nichts als die Klei-

PERSPEKTIVENWECHSEL

Als ich 
Flüchtling 
war 
In dieser Reihe erinnern sich 

bekannte Persönlichkeiten an 

ihre eigene Flucht. Wir wollen 

das Thema aus einer anderen 

Perspektive neu beleuchten. 

Den Beginn macht die Jour- 

nalistin und Buchautorin Bar-

bara Coudenhove-Kalergi, die 

1945 als Kind mit ihren  

Eltern aus Böhmen vertrie-

ben wurde.

TEXT: BARBARA COUDENHOVE-KALERGI

Mit 13 Jahren wurde Barbara Coudenhove-Kalergi aus ihrer Heimatstadt Prag vertrieben. An die 

Flucht und das Ankommen in Österreich hat sie noch sehr genaue Erinnerungen.
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tionalsozialismus haben wir nichts zu 
tun, daran sind allein die Deutschen 
schuld. Folgerichtig wurde über die 
unmittelbare Vergangenheit nicht gere-
det, dafür umso mehr über Heimatlie-
be und Brauchtum. Mit Inbrunst wurde 
die Salzburger Landeshymne gesungen: 
„Land unserer Väter, lass jubelnd dich 
grüßen“. Salzburg, das Land unserer 
Väter? Es hat gedauert, bis ich gelernt 
hatte, mich in der neuen Heimat Ös-
terreich zuhause zu fühlen, ohne die ei-
genen Wurzeln zu verleugnen. Ein Lern-
prozess, an dessen Ende die Erkenntnis 
stand: Es ist ok, nicht nur eine Heimat 
zu haben, sondern deren mehrere. Heu-
te nennt man diesen Prozess Integration.
Die Migrant*innen, die in den letzten 
Jahren aus weiter entfernten Ländern 
– meist unfreiwillig – hierhergekom-
men sind, haben es schwerer als wir da-
mals. Vielfach wird von ihnen verlangt, 
dass sie von heute auf morgen „ech-
te Österreicher*innen“ werden, „deren 
Herz nicht woanders ist“, wie die Integ-
rationsministerin sagt. Viele nehmen es 
den Zuwandererkindern übel, wenn sie 
zuhause oder auf dem Schulhof in ihrer 
Muttersprache reden.
Heute unterrichte ich als nunmehr 
„einheimische“ Österreicherin Migrant 
*innen in der deutschen Sprache. Ein-
gedenk meiner eigenen Erfahrungen 
versuche ich, ihnen beim schwierigen 
Prozess der Integration in einem neu-
en Land zu helfen. Das Ziel: Eine neue 
Heimat zu finden, ohne die alte verges-
sen zu müssen.

Barbara Coudenhove-Kalergi, 1932 in Prag 

geboren, arbeitete als Journalistin bei meh-

reren Tageszeitungen und berichtete später 

für den ORF in zahlreichen Reportagen aus 

Osteuropa. Für ihre Arbeit wurde sie viel-

fach ausgezeichnet. Publikationen u.a.: Mei-

ne Wurzeln sind anderswo. Österreichische 

Idenitäten (Czernin Verlag, 2002); Die Benes-

Dekrete (Ko-Hrsg., Czernin Verlag, 2002); 

Zuhause ist überall. Erinnerungen (Zsolnay 

Verlag, 2013).

krieg in Österreich im Überfluss. Eine 
wahre Völkerwanderung  bewegte sich 
durch Europa. Vertriebene, Geflüchtete, 
ehemalige Soldaten, ehemalige KZ-Häft-
linge. Sie alle hatten nichts, die meisten 
waren traumatisiert – auch ein Wort, das 
noch unbekannt war – und lebten von 
dem, was mildtätige Einheimische ih-
nen gaben. Auch diese hatten nach sechs 
Jahren Krieg nicht viel, aber die Hilfsbe-
reitschaft war trotzdem groß.
Wie ging es uns in jenen Jahren? Was 
war ähnlich, was war anders als heute, 
als wieder viele Menschen aus anderen 
Ländern in Österreich Zuflucht gesucht 
haben und suchen? Meine Familie und 
ich hatten Glück. Wir waren Deutsch-
sprachige, wir galten nicht als Fremde 
und hatten nicht mit der Ablehnung zu 
kämpfen, die heute Zuwanderern und 
Migrant*innen aus anderen Kulturen 
entgegenschlägt. Aber Einheimische, 
wirkliche, „echte“,  Österreicher waren 
wir trotzdem nicht.
Wir lebten in jenen ersten Monaten in 
einem Jagdhaus im salzburgischen Lun-
gau, das meinem Großvater gehörte. Ich 
ging in die Hauptschule in der Bezirks-
hauptstadt Tamsweg, wohnte unter der 
Woche bei Bekannten und stapfte am 
Freitagnachmittag 18 Kilometer zu Fuß 
nachhause und am Sonntag wieder 18 
Kilometer zurück nach Tamsweg. Eine 
andere Welt als die gewohnte in meiner 
heißgeliebten Heimatstadt Prag. Ich er-
innere mich, dass ich damals eine hef-
tige Abneigung gegen alles entwickelte, 
was mit Bergen, Natur, Alpenheimat zu 
tun hatte, alles Dinge, die in der Schu-
le eifrig propagiert wurden. Ich fühlte 
mich als Stadtkind und hasste aus voller 
Seele Edelweiß und Enzian, Jodler und 
Lederhosen und sogar die unschuldi-
gen Kühe, die auf den Wiesen weide-
ten. Heute noch sehe ich mich auf ei-
ner Weide stehen und laut rufen: blöde 
Kühe, blöde Kühe. Es war meine Art, 
das Heimweh zu bekämpfen, das mich 
heftig erfasst hatte, über das man aber 
bei uns zuhause nicht jammern und 
klagen durfte. Unsere Vertreibung, sag-

te mein Vater, sei eine Folge des „Laufes 
der Geschichte“. Durch die Geschichte 
sei man seinerzeit in das Land Böhmen 
gekommen, durch die Geschichte hatte 
man es auch wieder verlassen müssen.

Bald die österreichische 

Staatsbürgerschaft

Anders als die heutigen Zuwande-
rer hatten wir damals relativ bald die 
österreichische Staatsbürgerschaft be-
kommen, mein Vater und meine älte-
ren Brüder, inzwischen heil aus dem 
Krieg zurückgekommen, durften so-
fort arbeiten. Ich denke mit Schaudern 
daran, was aus ihnen und aus uns al-
len geworden wäre, wenn wir, wie die 
meisten Migrant*innen heute, jahrelang 
beschäftigungslos in endlosen Asylver-
fahren festgesteckt wären. Leicht mög-
lich, dass die halbwüchsigen Burschen in 
der Kriminalität gelandet wären.  

Ich, inzwischen der Hauptschule ent-
wachsen, bekam einen Freiplatz in einem 
Salzburger Klosterinternat und durfte 
in der Landeshauptstadt ins Gymnasi-
um gehen. In jener Schulklasse war ich 
nicht das einzige Migrantenkind. Da 
waren Risa und Magda, die mit ihren 
Familien aus Ungarn geflüchtet waren, 
Hanna aus Slowenien und das „Bom-
benkind“ Gilli aus Wien, ein Grüpp-
chen, das zwischen den eingesessenen 
Salzburger Bürgermädchen eine Insel 
bildete. Wir waren ärmer als die Ein-
heimischen, trugen abgelegte Klamot-
ten aus irgendwelchen Spendenaktio-
nen und hatten Schwierigkeiten, in der 
stark lokalpatriotisch geprägten Atmo-
sphäre jener Jahre unsere eigene Identi-
tät zu finden. 
Unmittelbar nach dem Ende der Na-
zizeit herrschte in den Schulen die un-
geschriebene Übereinkunft:  Wir sind 
unschuldige Österreicher, mit dem Na-

Wir galten nicht als Fremde und 
hatten nicht mit der Ablehnung 

zu kämpfen, die heute 
Zuwanderern entgegenschlägt.
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POPULÄR GESEHEN POLIZEIKOLUMNE

In ferner 
Nähe 
Als Wien noch Wien war.  

Die völkisch Nationalen  

argumentieren heute genau-

so wie damals, wenn sie die 

Nahen zu Fernen machen. 

EINE KOLUMNE VON MARTIN SCHENK

Illustration: Petja Dimitrova

Neue 
Ermittlungsstelle 
Die Wirksamkeit künftiger 

Ermittlungen wegen Polizei-

gewalt wird auch von Staats-

anwaltschaft und Zivilgesell-

schaft abhängen.

POLIZEIKOLUMNE - PHILIPP SONDEREGGER  

BEOBACHTET DIE STAATSGEWALT. 

Illustration: Petja Dimitrova

Die Vertschechung der Stadt 
käme einem Kulturrückschritt 

gleich … Die Straßen Wiens werden 
durch tschechischen Pöbel unsicher 
gemacht.“ So heißt es am 16. Jän-
ner 1909 im Alldeutschen Tagblatt, 
dem Organ der Deutschnationalen. 
Die Tschechenfeindlichkeit war weit 
verbreitet, mit besonderer Inbrunst 
aber beschworen sie jene ideologi-
schen Vorgänger des Nationalsozia-
lismus, die auch die Idee des Arierpa-
ragraphen das erste Mal in die Welt 
setzten. Dahinter verbirgt sich die 
Vorstellung von kultureller Reinheit; 
die Sehnsucht nach einer homogenen 
Bevölkerung, die bereits als irgend-
wann einmal vorhanden phanta-
siert wird. Als Wien noch Wien war.  
Die völkisch Nationalen und kultu-
rellen Identitätspolitiker*innen ar-
gumentieren jetzt und haben da-
mals genauso argumentiert. Dass die 
Tschechen die „ganz anderen“ sind, 
„kulturell zu verschieden“, „schwer 
bildungsmäßig integrierbar“. Das er-
scheint uns heute als komisch. Das 
kann man doch nicht vergleichen, 
die Tschechen sind ja unsrige, kultu-
rell, religiös und überhaupt. Die Bei-
spiele von Tschechenfeindlichkeit aus 
1900 beschreiben aber etwas anderes: 

Das Phänomen, dass auch die Nahen 
zu Fernen gemacht werden, wenn es 
kulturalistische Identitätspolitiken 
wollen. Das passierte konkret jetzt 
den Mädchen aus der Schule in Fa-
voriten. Oder den Marktstandlern in 
Ottakring. Obwohl sie in Wien auf-
gewachsen sind, werden sie zu Frem-
den geredet. So spricht man über die 
anderen immer als Andersartige, 
macht Zugewanderte fremder, als 
sie sind, und Hiesige heimischer, als 
sie es je waren. Doch wer als „Aus-
länder“ definiert wird, ändert sich 
beständig. Vor hundert Jahren wa-
ren Arbeiter*innen und ihre Kinder 
aus Tschechien „die Ausländer“. Be-
sonders beklagte man sich über ihre 
mangelnde Anpassung, ihre Rück-
ständigkeit, die „dreckigen“ Wohn-
verhältnisse und ihre Herkunft aus 
der Landwirtschaft („Bauerntölpel“). 
Als Wien auch schon Wien war.

Es hat gedauert und noch ist das 
Gesetz nicht verabschiedet. Die 

Regierung hat ihre Pläne für die Ein-
richtung einer „unabhängigen Be-
schwerde- und Ermittlungsstelle“ bei 
vermuteter Polizeigewalt präsentiert. 
Wenn alles planmäßig verläuft, kann 
die Stelle noch vor dem Sommer be-
schlossen und bis Ende des Jahres 
eingerichtet werden.
Die Reaktionen sind erwartbar  
kritisch ausgefallen. Bereits während 
der Verhandlungen ist klar gewor-
den, dass die neue Einheit im Bun-
desamt für Korruptionsbekämpfung 
angesiedelt werden soll. Sie ist da-
mit außerhalb der Sicherheitsdirek-
tion, aber doch dem Innenminister 
weisungsunterstellt. Er ist das obers-
te Organ, politisch verantwortlich. 
Damit ermittelt auch künftig der Mi-
nister gegen sich selbst. Eine solche 
Konstruktion garantiert weder unab-
hängige noch wirksame Ermittlun-
gen und entspricht auch nicht den 
völkerrechtlichen Verpflichtungen. 
Dennoch könnte künftig gründlicher 
und konsequenter gegen Misshand-
lungen vorgegangen werden. Da-
für werden insbesondere zwei Stell-
schrauben maßgeblich sein. Erstens: 
Wird das Justizministerium mitzie-

Martin Schenk ist Sozialexperte 

der Diakonie Österreich.
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CLARTEXT

Wer 
will Quoten- 
migrant*in sein?  
Unternehmen müssen 

sich um Diversität bemü-

hen – die Quote hilft. Doch 

Quotenmigrant*in zu sein, 

ist nicht so einfach. 

CLARA AKINYOSOYE SAGT ES NICHT DURCH DIE BLU-

ME. EINE KOLUMNE ÜBER DIVERSITÄT UND MIGRATION.

Illustration: Petja Dimitrova

U nlängst habe ich an ein Ge-
spräch mit einem Journalisten 

gedacht. Wir, zwei Journalist:innen 
mit Migrationshintergrund, spra-
chen über eine Migrant*innenquote 
für Medien. Sie ist das effektivste  
Instrument, um mehr Diversität in 
Unternehmen zu fördern. Er sag-
te mir, er wolle nie einen Job anneh-
men, den er aufgrund einer Quote 
bekommen würde. Er wolle nicht auf 
einem, nennen wir es „Migrantenti-
cket“ in eine Redaktion einziehen, 
sondern einzig und allein wegen sei-
ner Qualifikation als Journalist. Emo-
tional konnte ich das zu 100 Prozent 
nachvollziehen. Wer möchte einen 
Job bekommen, weil die eigenen El-
tern vor 30 oder 40 Jahren aus der 
Türkei, aus Bosnien oder aus Nigeria 
nach Österreich eingewandert sind? 
Aber falsch ist der Zugang meiner 
Ansicht nach dennoch. Denn es ist 
nicht entweder oder, sondern sowohl 
als auch. Wegen seiner Qualifikation 
und weil er Migrationshintergrund 
hat, könne er für eine Redaktion be-
sonders interessant sein, sagte ich. Ich 
werde hin und wieder gefragt, ob es 
mich nicht störe, dass ich „nur“ we-
gen der Quote für eine Podiumsdis-
kussion, eine Keynote-Speech, eine 

hen und das Momentum für Verbes-
serungen auf Seiten der Staatsanwalt-
schaft nutzen? Schließlich war die 
Ankläger*innen-Seite schon bislang 
„Herrin des Verfahrens“ und kann la-
schen Ermittler*innen Beine machen.
Zweitens:  Mit  dem geplanten 
Expert*innen-Beirat wird eine Art 
zivile Aufsicht eingerichtet – wenn 
auch nur zu einem Teil von NGOs 
beschickt. Der Beirat mischt sich 
nicht in laufende Ermittlungen ein. 
Er soll aber Zugang zu allen erfor-
derlichen Informationen erhalten, 
um öffentlich Empfehlungen zur 
strukturellen Verbesserung der Er-
mittlungsarbeit abzugeben. Bei aller 
Skepsis gegenüber der Wandelbar-
keit des Polizeiapparates, wäre es aber 
doch möglich, dass die Auseinander-
setzung durch eine Innen- und Au-
ßensicht im Beirat die Fronten auf-
weicht und Entscheider*innen für 
wichtige Veränderungen empfängli-
cher macht. Das entbindet die Zivil-
gesellschaft natürlich nicht von der 
Pflicht, auch notwendige Kritik zu 
üben und unbeliebte Maßnahmen 
einzufordern. Aber der Beirat öffnet 
einen zusätzlichen Weg, die Qualität 
der Ermittlungen zu beeinflussen. 
Wie erfolgreich, wird man sehen.

Clara Akinyosoye ist Journalistin bei orf.at 

und Ex-Chefredakteurin von M-Media.

Philipp Sonderegger ist 

Menschenrechtler, lebt in Wien 

und bloggt auf phsblog.at.

Moderation oder Ähnliches angefragt 
würde. 
Was mich wirklich stört, ist die An-
nahme, dass ich einen Auftrag nur 
wegen meiner Hautfarbe bekomme 
und nicht etwa, weil ich eloquent, 
kompetent und erfahren bin. Der 
Wunsch und das Bestreben, eine Dis-
kussionsrunde, eine TV-Sendung, 
eine Redaktion diverser aufzustellen, 
hat zwangsläufig zur Folge, dass man 
gezielt nach kompetenten Menschen 
sucht, die eben nicht aus der Mehr-
heitsgesellschaft kommen. Das ist 
ja erstrebenswert. Wenn ich einmal 
tatsächlich, wie unlängst zum ersten 
Mal passiert, zu einem Podium ein-
geladen werde, wo sich mir meine 
Kompetenz für das zu diskutierende 
Thema auch nach langem Nachden-
ken nicht erschließt, sage ich ab. Die 
Quote soll kompetenten Menschen – 
etwa mit Migrationshintergrund und 
Frauen – helfen, in Bereiche vorzu-
dringen, in denen sie unterrepräsen-
tiert sind. Kompetenz ist auch hier 
die Voraussetzung. Vergessen wir das 
bitte nicht. 



MO 70/Rubriken

42

Demokratie im Feuer

Die Klimakrise nicht pri-
mär in ihrer ökologischen 
Dimension betrachtet, son-
dern als Frage formuliert, 
unter welchen Bedingun-
gen eigentlich eine erfolgrei-
che „Rettung“ unseres Pla-

Radikale Wende

Lena Schilling wurde als 
Gründerin des Jugendrats 
und Sprecherin der Lobau-
Bleibt-Bewegung, die die 
Proteste gegen die so ge-

neten erfolgen kann. Autor 
Jonas Schaible, ein junger, 
kluger Politikwissenschafter, 
zeigt im Buch auf, dass es al-
lein demokratische Prozes-
se sind, die jene Freiheit und 
jenen Konsens ermöglichen, 
die es braucht, um gemein-
sam die vielleicht größte Her-
ausforderung der Menschheit 
zu bewältigen. Konsequen-
terweise spricht Schaible 
deshalb auch von einer Kli-
mademokratie, die Proble-
me lösen kann. Anders als 
Diktaturen, die naturgemäß 
Entscheidungen nicht auf 
Basis des Volkswillen tref-
fen. Interessant, dass Schai-
ble China als „Sonderfall“ 
bezeichnet, weil Peking we-

nannte Stadtstraße und den 
Lobautunnel organisiert hat-
ten, bekannt. Im Buch erzählt 
sie sehr persönlich, was sie 
selbst motiviert und dass sie 
Teil einer Generation und vor 
allem Teil einer Entwicklung 
ist, die nicht nur sie, sondern 
tausende andere Jugendliche 
mobilisiert und auf die Stra-
ße getrieben haben. Wäh-
rend der Buchtitel Kompro-
misslosigkeit signalisiert, hat 
Schillings Appell, eine Welt 
gewinnen zu können, eine 
motivierende, inklusive Hal-
tung. Dieses Spannungsfeld 
spielt auch bei den Protest-
formen eine entscheidende 

niger über die Mechanismen 
der Repression zu verstehen 
sei, sondern vielmehr über 
seine „Hyperrationalität“, 
in der „eiskalte Berechnung 
und Vernunft“ die Richtung 
vorgeben. Das klingt wider-
sprüchlich, denn wie Schaible 
selbst einräumt, wurde Chi-
na in Fragen Klimaschutz nur 
punktuell aktiv. Das unter-
scheidet China freilich kaum 
von westlichen Staaten. Im-
mer noch werden etwa fos-
sile Brennstoffe weltweit mit 
rund 6 Billionen Dollar jähr-
lich subventioniert, anstatt 
längst erneuerbare Energie-
träger auszubauen. Immer 
wieder nimmt der (Spiegel-)
Autor solche größeren Zu-

Rolle. Wie lässt sich eine Be-
wegung aufbauen und stär-
ken, die von der Gesellschaft 
angenommen wird und zu-
gleich möglichst kompro-
misslos mit der gebotenen 
Dringlichkeit agiert. Das ist 
eine der Fragen, die Schilling 
auch im Buch umtreibt. 
Auch wenn sie die Letzte Ge-
neration als kontraproduk-
tiv kritisiert hatte, zeigt sich 
in ihrer Sprache und ihren 
Argumenten, dass sich hin-
ter ihrem Engagement die 
gleiche Haltung verbirgt. Die 
Überzeugung, dass das, was 
uns erwartet, schlimmer ist, 
als wir es uns vorstellen kön-

nen (das sagen auch viele 
Wissenschafter*innen), führt 
zu einem geradezu verzwei-
felten Willen, die Bevölke-
rung und Politik doch noch 
von raschen Maßnahmen 
zu überzeugen. In einem 
Beitrag lässt Schilling auch  
Johannes Stangl, Mitbegrün-
der der Fridays for Future zu 
Wort kommen. Ein Buch, das 
aus einer tiefen Emotion ent-
standen ist. (red) 

Lena Schilling

Radikale Wende. Weil wir eine Welt 

zu gewinnen haben

Amalthea Signum Verlag  2022

208 Seiten, 23 Euro (Taschenbuch)
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sammenhänge zum Anlass, 
um sich auf nationaler poli-
tischer Ebene (in Deutsch-
land) anzusehen, wie be-
stimmte Entscheidungen 
durch die Politik zustande-
gekommen sind. Und auch 
dieses Buch kommt nicht 
umhin, schleunigst „radika-
len Klimaschutz“ einzufor-
dern. Sonst ist es zu spät. Für 
den Planeten. Und für unse-
re liberalen Demokratien so-
wieso. (red)

Jonas Schaible

Demokratie im Feuer. Warum wir die 

Freiheit nur bewahren, wenn wir das 

Klima retten – und umgekehrt

Deutsche Verlags-Anstalt (DVA) 2023

304 Seiten, 23,50 Euro

BUCH

BUCH
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Das Klimabuch

Das gut  500 Seiten di-
cke Buch ist ein Handbuch 
und löst seinen offensichtli-
chen Anspruch, das Mam-
mutthema Klimawandel in 
allen seinen Aspekten ab-

Earth for All

Ein wichtiges Buch, das den 
zweifellos zentralen aber ver-
engten Blick auf die Frage 
der klimarelevanten Emis-
sionen um die soziale Di-
mension erweitert und die 

zudecken, auch ein. Es sind 
85 kurze Texte, die sich in 
fünf Kapiteln wiederfin-
den: „Wie das Klima funk-
tioniert“, „Wie unser Planet 
verändert wird“, „Die Fol-
gen für uns“, „Was wir dage-
gen unternommen haben“ 
und, abschließend, „Was wir 
jetzt tun müssen“. Der Kli-
maaktivistin Greta Thunberg 
ist es gelungen, für jeden der 
85 Beiträge herausragende 
Wissenschaftler*innen im 
jeweiligen Fachgebiet zu ge-
winnen. Der Physiker Stefan 
Rahmsdorf erklärt die Rolle 
der Ozeane für das Klimasys-
tem der Erde, die Professorin 
für Klimasystemanalyse Ri-

Klimakrise als Krise der 
globalen Gerechtigkeit be-
spricht. Das bedeutet auch, 
dass unser Wirtschaftssys-
tem als Haupttreiber für die 
Klimaerwärmung benannt 
wird und eine Transforma-
tion der Finanzarchitektur, 
des globalen Welthandels 
und des Wachstumspara-
digmas ausfindig gemacht 
wird. Allein in den letzten 
30 Jahren hat unsere Gene-
ration die Hälfte aller Treib-
hausgase in die Atmosphä-
re geschleudert. Ohne eine 
Rückbesinnung auf ein Wirt-
schaften, das auch soziale 
Fragen mitdenkt, wird die 
Wende deshalb nicht gelin-

carda Winkelmann erläutert 
die Bedeutung von Eis und 
Gletschern. Im Buch werden 
verschiedene Szenarien einer 
heißeren Welt durchgespielt 
und erklärt: Warum kommt 
es vermehrt zu Dürren und 
Überschwemmungen? Wa-
rum sind die höheren Tem-
peraturen bereits für sich ge-
nommen ein Problem? Das 
Buch geht davon aus, dass 
sich die Temperaturerhöhung 
noch auf 1,5 Grad beschrän-
ken lässt – sofern auf der Stel-
le etwas getan wird. Was ge-
nau getan werden muss, wird 
breit behandelt – es geht um 
Renaturierung ebenso wie 
um Entnahmetechnologien 

gen. Dazu zählt die Reorga-
nisation der Landwirtschaft 
wie auch die Umstellung der 
Ernährung. Während oft auf 
den wachsenden Wohlstand 
in Schwellenländern und da-
mit auf ressourcenintensive-
re Lebensweisen verwiesen 
wird, darf nicht vergessen 
werden, dass der Hauptaus-
stoß (pro Kopf) immer noch 
in Europa und Nordameri-
ka stattfindet. Die Verant-
wortung muss also gleich 
hier, auf europäischer Ebene 
übernommen werden. (red)

Club of Rome (Hg.)

Earth for All. Eine Survivalguide für 

unseren Planeten

oekom Verlag 2022

256 Seiten, 26,50 Euro
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(die etwas unkritisch bespro-
chen werden) und auch um 
die Rolle der Änderung des 
Lebensstils. Was sich durch 
das Buch wie ein Rauschen 
zieht: Es ist dringlich gewor-
den, etwas zu unternehmen. 
Weiter wie bisher ist keine 
Option, weder physikalisch-
biologisch noch aus ökono-
mischer Sicht. Die Wissen-
schaft vermag das in diesem 
Buch eindrücklich belegen. 
(Johanna Müller)

Greta Thunberg (Hg.)  

Das Klimabuch von Greta Thunberg

S. Fischer Verlag 2022

512 Seiten, 38 Euro

BUCH

BUCH
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Steck mal in meiner 
Haut!

Tatsache: BIPoC (Schwarze, 
Indigene und People of Co-
lor) sind in Kinderbüchern 
nur selten anzutreffen. Laut 
einer Studie aus Großbritan-
nien, die rund 6.000 Kinder-

Der Kill Score

Trotz der 36.000 Menschen 
in Italien, die im Mai wegen 
der Überschwemmungen 
nach der Dürre ihr Zuhau-
se verloren haben, bleibt die 

bücher aus dem Jahr 2020 
unter die Lupe nahm, kom-
men in bloß 15 Prozent BI-
PoC-Charaktere vor – und in 
nur 8 Prozent war die Haupt-
figur im Buch nicht weiß. Im 
deutschsprachigen Raum 
sucht man vergeblich nach 
solchen Statistiken, doch 
auch hier ist davon auszuge-
hen: Für Kinder of Color ist 
es alles andere als selbstver-
ständlich, dass sie und ihre 
(Alltags-)Erfahrungen in 
Büchern abgebildet sind. Zu 
diesen gehört auch das The-
ma Rassismus. „Steck mal in 
meiner Haut!“, getextet von 
der Journalistin Saskia Hödl 
sowie der „KiKa“-Moderato-
rin Pia Amofa-Antwi, rich-

Größe „Klimawandel“ meist 
abstrakt. Was hat das eige-
ne Auto, die Flugreisen oder 
der Konsum wirklich damit 
zu tun? Ist die Ölindustrie 
Schuld, die von den Folgen 
der Verbrennung von Öl und 
Gas schon seit den 1950er-
Jahren weiß? Zwar gibt es seit 
kurzem die sogenannte Attri-
butionsforschung, die unter-
sucht, ob Stürme, Hitzewellen 
und Fluten auf den Klima-
wandel zurückzuführen sind, 
aber auch dies bleibt abstrakt. 
Auspuff und Wetter sind 
weit voneinander entfernt. 
Der Ökonom Jakob Thomä 
macht es konkret: Er rech-

tet sich an alle Kinder ab 5 
Jahren (mit besonderer Auf-
merksamkeit für die Perspek-
tive von Kindern of Color). 
Zugleich hält es, prägnant 
und verständlich, jede Men-
ge Hintergrundwissen und 
Handlungsempfehlungen für 
Eltern und Pädagog*innen 
parat.
Entlang von Themen wie Fa-
sching, Mehrsprachigkeit, 
Haare oder Religion will das 
aufklärende Sachbuch dabei 
helfen, Rassismus zu erken-
nen und gemeinsam dage-
gen aufzutreten. Aufgegriffen 
werden auch „schwierige“ In-
halte wie die Shoah oder die 
Auswirkungen des Koloni-
alismus. Dabei kommt der 

net zum Beispiel nach, wie-
viele Menschen durch Luft-
verschmutzung (Feinstaub 
durch Reifenabrieb, Abgase, 
die Verbrennung von Holz) 
sterben und wer diese Tode 
zu verantworten hat. Sein Er-
gebnis: „20 EU-Bürger tö-
ten im Lauf ihres Lebens eine 
andere Person durch Luft-
verschmutzung.“ Im Plau-
derton dekliniert Thomä 
Täter (Konsument*innen, 
Fast Food-Ketten), Waffen 
(das Auto, die Flugreise, der 
Hamburger) und Opfer (Kin-
der an stark befahrenen Stra-
ßen, Müllsortierer*innen in 
Kenia) durch. Thomä nennt 

dies Kill-Score. Es ist die Es-
senz dessen, was ein Begriff 
wie „ökologischer Fußab-
druck“ nur unzureichend er-
fasst, nämlich das, was eine 
bestimmte Konsumentschei-
dung anrichtet. Vor der eige-
nen Haustür und auf entfern-
ten Kontinenten. Thomä trifft 
im flapsig-aufgedrehten Ton-
fall einen wichtigen Punkt. 
Allerdings bleibt die Schuld-
frage nur unzureichend ge-
klärt. (Johanna Müller)

Jakob Thomä

Der Kill Score

Klett Cotta Verlag 2022

304 Seiten, 26,50 Euro
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farbenfrohe Band dank Emi-
ly Claire Völker, die das Ge-
schriebene mit ihren viel-
fältigen Illustrationen ideal 
ergänzt, ohne die Wieder-
holung stereotyper oder ge-
waltvoller Darstellungen aus. 
Dass das Buch in Deutsch-
land zum Bestseller avanciert 
ist, stellt den Bedarf an sol-
chen Titeln klar unter Beweis. 
Diese Lektüre sollte ein Favo-
urite für alle werden – Kinder 
wie Erwachsene! (Vina Yun)

Saskia Hödl, Pia Amofa-Antwi, 

Emily Claire Völker

Steck mal in meiner Haut! Antirassis-

mus, Aufklärung und Empowerment

EMF Verlag 2022

48 Seiten, 14,95 Euro

BUCH

BUCH
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Die Krise der 
Volkspartei

Der Jurist und Autor setzt 
gleich zu Beginn eine Zäsur: 
Mit der Übernahme des Par-
teivorsitzes durch Sebastian 
Kurz hat die ÖVP die politi-
sche Mitte verlassen. In der 

Wie wir die Klimakrise
verhindern

Wenn Bill Gates erklärt, 
wie wir die Klimakrise lö-
sen, macht das neugierig. 
Sein Appell für Atomkraft 

Folge hatte man alle Chancen vergeben, wie-
der dort hinzukommen. Scheiber zeigt recht 
pointiert und klar zwei Wege auf: mit Voll-
dampf weiter auf diesem Irrweg oder eine 
Rückkehr zu einer modernen, konservati-
ven Sammelpartei. Dass das wichtig wäre, 
daran lässt der Autor keinen Zweifel. Denn 
die Krise der Partei hat mittlerweile auch 
zu einer Krise der österreichischen Demo-
kratie geführt. Die Partei sei nicht länger in 
der Lage, Antworten für die Zukunft zu fin-
den. Das Buch liest sich wie ein langer Essay, 
gut brauchbar als Umschau der jüngsten Er-
eignisse, die es erleichtert, die Dinge richtig 
einzusortieren. (red)

Oliver Scheiber

Die Krise der Volkspartei. Konservative Wende

oder konservatives Ende

bahoe books 2023

114 Seiten, 19 Euro

ist bekannt und zurecht umstritten. Dar-
über hinaus bringt Gates eine ganze Rei-
he an Maßnahmen ein, die von Reduktion 
von Fleischkonsum über grüne Technolo-
gien bis zum Engagement auf Polit-Ebene 
reichen. Das sind interessante Einblicke in 
die US-amerikanische Denkweise. All das 
ist ein guter Überblick,  ein spezifischer An-
satz fehlt aber. Der Glaube, die durch tech-
nischen Fortschritt ausgelöste Klimaerwär-
mung neuerlich durch Technik zu lösen, ist 
zwar wenig überraschend, lässt aber den 
dringend benötigten Paradigmenwechsel 
vermissen. (red)

Bill Gates

Wie wir die Klimakatastrophe verhindern
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Z um Hintergrund der Klage muss 
man vorausschicken, dass wir es 
in Österreich mit mehreren Be-

sonderheiten zu tun haben: Erstens gibt 
es ein Klimaschutzgesetz, das – mit Ab-
lauf 2020 – keine Verbindlichkeiten 
und keinen Sanktionsmechanismus 
kennt. Tatsächlich hat dieses Klima-
schutzgesetz zu keiner Reduktion der 
Treibhausgase geführt. Zweitens sind 
in Österreich Kinderrechte im Verfas-
sungsrang verankert. Artikel 1 des Bun-
desverfassungsgesetzes besagt, dass Kin-
der auch einen Schutzanspruch haben, 
welcher mit Blick auf Generationenge-
rechtigkeit wahrzunehmen ist. Drittens: 
Kinderrechte sind zwar inhaltlich stark 
verankert, aber die Frage ist, wie man 
diese Rechte geltend machen kann. Wel-
che Beschwerdemöglichkeiten sind da-
mit verknüpft? Das Verfahren, das ich 
im Namen von zwölf Jugendlichen füh-
re, verknüpft diese drei Aspekte. Denn 
Kinder werden in Zukunft am stärks-
ten von der Klimakrise betroffen sein, 
obwohl sie am wenigsten dazu beige-
tragen haben. Was wir versuchen, ist, 
über einen Individualantrag Teile des 
Klimaschutzgesetzes anzufechten, und 
uns dabei – erstmalig- unmittelbar auf 
die Kinderrechte zu berufen. Ein span-

nender Punkt dabei ist, ob Kinder über-
haupt Gesetze anfechten dürfen, die for-
mell gar nicht an sie adressiert sind. Das 
ist grundsätzlich ein großes Problem, 
weil es kaum ein Gesetz gibt, das Kin-
der als Normadressat*innen anführt, 
auch wenn sie die rechtlichen Auswir-
kungen zu tragen haben. Im Fall des 
Klimaschutzgesetzes bedeutet das kon-
kret, dass das wissenschaftlich begrenz-
te Treibhausgasbudget heute verbraucht 
wird, ohne an morgen zu denken. Das 
ist deshalb möglich, weil das Klima-
schutzgesetz keinen effektiven Rahmen 
schafft, um dieses Budget gerecht zu 
verteilen. 
Falls wir dieses Verfahren gewinnen, 
wäre klargestellt, dass ein Klimaschutz-
gesetz in dieser Form Verfassungsrech-
te verletzt. Zusätzlich würde es bedeu-
ten, dass sich Kinder unter bestimmten 
Umständen unmittelbar auf ihre ureige-
nen Rechte stützen können, um die Zu-
lässigkeitshürde zu schaffen. Das wäre 
wichtig, weil damit tatsächlich ein Zu-
gang zum Recht ermöglicht würde. In-
sofern käme ein positiver Entscheid in 
mehrfacher Hinsicht einem juristischen 
Erdbeben gleich. 
Ich möchte nochmals betonen, dass 
dieses Verfahren nicht auf das gesam-

te Klimaschutzgesetz abzielt, sondern 
auf die erwähnten Aspekte. Das Kli-
maschutzgesetz insgesamt zu Fall zu 
bringen, würde keine Verbesserung, 
sondern eine Verschlechterung der Si-
tuation bedeuten. Es gibt europarecht-
lich keine Verpflichtung zur Schaffung 
eines Klimaschutzgesetzes. Unser Ziel 
ist also, dass Teile der bestehenden Re-
gelung gestrichen werden, sodass das 
aktuelle Klimaschutzgesetz effektiver 
wird. Dazu gehört etwa, dass es festge-
legte Reduktionszeiträume geben muss; 
dass es eine Pflicht zur Umsetzung der 
Maßnahmen geben muss; und dass es 
keine ausschließlich retrospektiv orien-
tierte Handlungsbasis bei der Setzung 
von Notfallmaßnahmen geben darf. 
Wird das Verfahren gewonnen, dann 
kommt es nicht nur zu einer Verbesse-
rung des Klimaschutzgesetzes, sondern 
Kinder bekommen dann auch ein Recht 
auf einen effektiven Klimaschutz. Sie 
könnten nach dieser Entscheidung die-
se Rechte unmittelbar einfordern, wenn 
sie sich auf ihre Verfassungsrechte stüt-
zen. Beschreiben lassen sich die konkre-
ten Folgen heute noch nicht: Das wird 
davon abhängen, wie die Entscheidung 
des Gerichts formuliert ist.

Ein juristisches  
Erdbeben
Die Rechtsanwältin Michaela Krömer hat im Namen von zwölf 

Kindern und Jugendlichen Klage gegen das Klimaschutzgesetz 

eingebracht. Ein positives Urteil hätte weitreichende Folgen.

KOMMENTAR: MICHAELA KRÖMER

ANDERE ÜBER...

Illustration: Petja Dimitrova
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